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RReennéé  KKrreemmppkkooww
Leistungsbewertung,  Leistungsanreize  und  die  Qualität  der  Hochschullehre

Konzepte, Kriterien  und  ihre  Akzeptanz

Mehr als eineinhalb Jahrzehnte sind vergangen, seit das Thema Bewertung der
Hochschulleistungen und dabei vor allem der „Qualität der Lehre” in Deutsch-
land auf die Tagesordnung gebracht wurde. Inzwischen wird eine stärker leis-
tungsorientierte Finanzierung von Hochschulen und Fachbereichen auch im Be-
reich der Lehre immer stärker forciert. Bislang nur selten systematisch unter-
sucht wurde aber, welche (auch nicht intendierten) Effekte Kopplungsmechanis-
men zwischen Leistungsbewertungen und Leistungsanreizen wie die Vergabe fi-
nanzieller Mittel für die Qualität der Lehre haben können. Für die (Mit-)Gestal-
tung sich abzeichnender Veränderungsprozesse dürfte es von großem Interesse
sein, die zugrundeliegenden Konzepte, Kriterien und ihre Akzeptanz auch em-
pirisch genauer zu untersuchen. Nach der von KMK-Präsident Zöllner angereg-
ten Exzellenzinitiative Lehre und der vom Wissenschaftsrat angeregten Lehrpro-
fessur sowie angesichts des in den kommenden Jahren zu erwartenden Erstse-
mesteransturms könnte das Thema sogar unerwartet politisch aktuell werden.  
Im Einzelnen werden in dieser Untersuchung die stark auf quantitative Indika-
toren (v.a. Hochschulstatistiken) bezogenen Konzepte zur Leistungsbewertung
und zentrale Konzepte zur Qualitätsentwicklung bezüglich ihrer Stärken und
Schwächen sowie Weiterentwicklungsmöglichkeiten diskutiert. Bei der Diskus-
sion von Leistungsanreizen wird sich über den Hochschulbereich hinaus mit
konkreten Erfahrungen in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung auseinander-
gesetzt – auch aus arbeitswissenschaftlicher und gewerkschaftlicher Sicht. Bei
der Diskussion und Entwicklung von Kriterien und Indikatoren zur Erfassung
von Qualität kann auf langjährige Erfahrungen und neuere Anwendungsbei-
spiele aus Projekten zur Hochschulberichterstattung mittels Hochschulstatisti-
ken sowie Befragungen von Studierenden und Absolventen sowie Professoren
und Mitarbeitern zurückgegriffen werden. Abschließend werden Möglichkei-
ten zur Einbeziehung von Qualitätskriterien in Leistungsbewertungen und zur
Erhöhung der Akzeptanz skizziert, die zumindest einige der zu erwartenden
nicht intendierten Effekte und Fehlanreizwirkungen vermeiden und damit zur
Qualität der Lehre beitragen könnten.
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ISBN 3-937026-52-5, Bielefeld 2007, 
297 Seiten, 39.00 Euro

David  Baume
Ein  Referenzrahmen  für  Hochschullehre  

NETTLE hat erforscht, was es bedeutet, ein Lehrender zu sein in
der universitären/tertiären Ausbildung jenseits der Vielfalt und
Fülle der Kulturen und Institutionen, die die Partner repräsentie-
ren.

Diese Information wird genutzt, um bei der Entwicklung von
Richtlinien die Entwicklung von Lehrkompetenzen adäquat
berücksichtigen zu können und in diesem Zusammenhang Bei-
spiele zu bieten, wie diese erworben werden können.

NETTLE hat 38 Partner in 29 europäischen Ländern. 

Die hauptsächlich aus Universitäten und Fachhochschulen stam-
menden Partner bilden eine Mischung aus Fachleuten für Bil-
dungsentwicklung, Fachreferenten und professionellen Lehren-
den.

Ein Referenzrahmen für universitäre Lehre wurde vom NETTLE
Thematic Network Project veröffentlicht.

NETTLE, Learning and Teaching Enhancement Unit, University of
Southampton, UK
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von ihnen erhobenen Studienbeiträge ein. Diese Einzahlun-
gen dienen u.a. als Rücklage für Zahlungsausfälle durch Stu-
denten, die bei der NRW.Bank ein Darlehen zur Finanzie-
rung ihrer Studiengebühren aufgenommen haben und die-
ses nach dem Studium nicht zurückzahlen können. Auf der
Basis eines vollständigen Finanzplans (VOFI) können Hoff-
jan und Kentrup die Zahlungsströme im Rahmen des Aus-
fallfonds darstellen und tragen dazu bei, Transparenz in ein
Verfahren zu bringen, das den meisten Akteuren im  Hoch-
schulmanagement bislang wie eine ‚Black Box’ vorkommt.
Im Ergebnis ihrer Bedarfsberechnung zeigt sich, dass eine
Quote von 13% der Studiengebühren für den Ausfallfond
hinreichend wäre. Das übrige Geld könnte sinnvoller in die
tatsächliche Verbesserung der Lehre investiert werden.

EEin verwandtes, aber doch mit ganz anderen Problemen
behaftetes Feld analysiert Andrea Sperlich in ihrem Beitrag
Managementaufgabe  Studierendenauswahl. Hier geht es
um die Frage, ob und inwiefern die staatlichen Hochschu-
len von den langjährigen Erfahrungen der Privaten in Sa-
chen Studierendenauswahl lernen können. Sperlich zeigt
dabei sowohl die Mehrstufigkeit als auch die Reziprozität
der Verfahren auf, mittels derer sich Hochschulen und Stu-
denten wechselseitig auswählen. Denn ob genügend Stu-
dierwillige angezogen werden und ob der im Verfahren er-
folgreiche Student letztlich tatsächlich kommt, bleibt für
die Hochschule ein Unsicherheitsfaktor, dem mit flankie-
renden Maßnahmen – insbesondere im Bereich des Marke-
tings – begegnet werden muss. Überraschend ist der hohe
Grad an subjektivem Entscheidungsspielraum, der gerade
die Auswahlgespräche der privaten Hochschulen kenn-
zeichnet. Letztlich empfiehlt Sperlich den staatlichen Hoch-
schulen eine gezielte Arbeit an der Passfähigkeit, sowohl
was die Auswahl der Bewerber als auch das Profil des eige-
nen Studienangebots mit Blick auf die avisierte Zielgruppe
anbelangt.

DDas Heft wird abgerundet durch einen Tagungsbericht von
Albrecht Blümel und Katharina Kloke. Referiert werden
Verlauf und Ergebnisse der Fachtagung  Anreizsysteme  in
Hochschulen  und  außeruniversitären  Forschungseinrichtun-
gen, die organisiert vom Stiftungslehrstuhl für Wissen-
schaftsorganisation, Hochschul- und Wissenschaftsmanage-
ment und vom Zentrum für Wissenschaftsmanagement
vom 15. bis 16. April 2008 an der Deutschen Hochschule
für Verwaltungswissenschaften Speyer abgehalten wurde.

S.L.
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KKann man noch von ‚einem’ deutschen Hochschulsystem
sprechen oder haben wir es bald mit sechzehn verschiede-
nen Hochschulsystemen in einem Staat zu tun? Diese Frage
beschäftigt nicht nur Werner Thieme, den Doyen des deut-
schen Hochschulrechts. Die Abschaffung des Hochschulrah-
mengesetzes führt offenkundig im Verein mit der höchst-
richterlichen Rechtsprechung zu den Themen Juniorprofes-
sur/Habilitation und Studiengebühren sowie den mutmaßli-
chen Effekten der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern
zu einer wachsenden föderalen Ausdifferenzierung in der
deutschen Hochschullandschaft. Mehr noch: Soweit ge-
setzliche Experimentierklauseln zu Rechtsformen der Hoch-
schulorganisation bzw. gesetzlich zugestandene Wahlfrei-
heiten der Universitäten in puncto Einführung von Studien-
gebühren den Hochschulen Handlungs- und Ermessens-
spielraum lassen, kann es auch innerhalb ein- und dessel-
ben Bundeslandes zu erheblichen Unterschieden im Hoch-
schulwesen kommen. Ob dies eine begrüßenswerte oder
eher kritisch zu bewertende Entwicklung ist, wird sicherlich
das zentrale, die Hochschulentwicklung in Deutschland in
den nächsten Jahren begleitende Diskussionsthema sein.
Im Rahmen der gerade skizzierten Entwicklung lässt sich
auch der Schwerpunkt dieser Ausgabe des HM verorten:
Studiengebühren (bzw. wie es in einigen Bundesländern
heißt: Studienbeiträge) und Studierendenauswahl als Ma-
nagementaufgabe für Hochschulleitungen.

DDen Auftakt bildet ein Beitrag von Christian Köster zu Stu-
diengebühren  in  Deutschland. Köster vermittelt einen prä-
zisen Überblick über die aktuelle Gesetzeslage in den sech-
zehn Bundesländern nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 26.1.2005. Darüber hinaus macht der
Beitrag klar, dass die Diskussion um die Einführung der Ge-
bühren so neu gar nicht ist und in der Geschichte der Bun-
desrepublik bereits diverse Etappen durchlaufen hat.
Neben den regulativen Rahmenbedingungen der Ein-
führung von Studiengebühren wird auch eine profunde Re-
flexion über die organisatorische Umsetzung der gesetzli-
chen Vorgaben und die Verwendung der Beiträge und Ge-
bühren in den einzelnen Bundesländern geboten.

AAndreas Hadamitzky, Alexander Geist & Korbinian von
Blankenburg beleuchten anschließend Studiengebühren
aus  finanzwissenschaftlicher  Perspektive. Sie stellen fest,
dass die Frage, wie eine optimale Finanzierung der Lehr-
und Ausbildungsfunktion von Hochschulen aus ökonomi-
scher Sicht erfolgen sollte, aus der deutschen Diskussion
um Studiengebühren bislang weitgehend ausgeblendet
wurde. Die Autoren nehmen im Weiteren Bezug auf die fi-
nanzwissenschaftliche Kollektivgütertheorie, um für die
Hochschulpolitik und das Hochschulmanagement eine Be-
reitstellungsempfehlung zu erarbeiten, die es ermöglicht,
Studiengebührenmodelle zu evaluieren und weiterzuent-
wickeln.

EEinen weiteren Aspekt der Einführung von Studienge-
bühren betrachten Andreas Hoffjan und Stefan Kentrup in
ihrer Bedarfsberechnung für den Ausfallfond der Studien-
beitragsdarlehen in Nordrhein-Westfalen. In den Ausfall-
fond der NRW.Bank zahlen die nordrhein-westfälischen
Hochschulen zur Zeit 14% (bis vor Kurzem noch 18%) der
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CChhrriissttiiaann  KKöösstteerr

Studiengebühren  in  Deutschland:  Ein  Überblick.

Christian Köster

Mit  der  Entscheidung  des  Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG)  vom  26.  Januar  2005  (BVerfG,  2  BvF  1/03  vom
26.1.2005,  Absatz-NNr.  1-994)    hat  der  Diskurs  um  dass  Ob
der  Studiengebühren  eine  klare  Richtung  bekommen.  Die
Kompetenzen  des  Bundes  sind  demnach  nicht  ausreichend,
um  den  Ländern  durch  das  Hochschulrahmengesetz  ein  all-
gemeines  Gebührenverbot  für  Studierende  im  Erststudium
zu  diktieren.
Seitdem  bestimmen  eher  Überlegungen  und  Fragen  nach
dem  Wie,  dem  Erhebungsbeginn,  der  tatsächlichen  Höhe,
der  Sozialverträglichkeit  sowie  sinnvollen  und  transparen-
ten  Verwendung  der  Einnahmen  die  aktuelle  Debatte  um
die  Einführung  von  Studiengebühren.  Bei  der  Diskussion
um  das  Thema  Studiengebühren  werden  verschiedene  Ab-
gabearten  (Allgemeine  Studiengebühren,  Langzeitstudien-
gebühren,  Studienkontenmodell,  Verwaltungsgebühren)
unterschieden.  Gegenstand  der  folgenden  Ausführungen
werden  vornehmlich  die  allgemeinen  Studiengebühren  ab
dem  ersten  Hochschulsemester  sein.
Neben  der  Historie  über  das  Thema  Studiengebühren  in
Deutschland,  sollen  die  folgenden  Ausführungen  einen  ein-
leitenden  Kurzüberblick  geben.  Sie  sollen  zum  einen  aufzei-
gen,  welche  Länder  bereits  Studiengebühren  erheben  und
wie  die  entsprechenden  Ländermodelle  sowohl  regulativ
als  auch  organisatorisch  umgesetzt  werden  sollen.  Zum  an-
deren  wird  zu  Beginn  kurz  auf  die  Bundesländer  eingegan-
gen,  die  (noch)  keine  Studiengebühren  verlangen.
Die  Datenlage  zu  den  bisherigen  Erfahrungen  mit  Studien-
gebühren  und  deren  dezidierte  Verwendung  ist  derzeit
wenig  befriedigend.  Neben  den  jeweiligen  Landesgesetzen
und  sehr  allgemein  gehaltenen  Informationen  der  einzelnen
Hochschulverwaltungen  ist  kein  einheitliches  System  der
transparenten  Mittelverwendung  zu  erkennen.  Aufgrund
des  föderalen  Systems  ist  dies  im  Ländervergleich  auch
nicht  zu  erwarten.  Ein  einheitlicher  Umgang  zumindest  mit
der  umfassenden  Informationsgebung  zur  Mittelverwen-
dung  ist  mittelfristig  allerdings  bedeutend,  gerade  im  Sinne
der  Akzeptanzförderung  der  Gebührenerhebung.
In  einem  ersten  Teil  dieses  Beitrags  wird  die  normative  Ge-
nese  des  Themas  Studiengebühren  bis  hin  zu  dem  Grund-
satz  der  Gebührenfreiheit  des  Studiums  zusammengefasst.
Danach  werden  die  regulativen  Rahmenbedingungen  und
die  organisatorische  Umsetzung  in  den  Bundesländern  dif-
ferenziert  beschrieben  und  abschließend  bilanziert.  Das
Hochschulmanagement  gewinnt  so  einen  profunden
Überblick  über  die  aktuelle  Gesetzeslage,  Implementations-
stände  und  noch  offene  Fragen  in  den  Bundesländern.

11..  EEnnttwwiicckklluunngg  vvoonn  SSttuuddiieennggeebbüühhrreenn  
iinn  DDeeuuttsscchhllaanndd

IIn der Geschichte der Erhebung von Studiengebühren in
Deutschland sind auf Bundes- und Länderebene diverse
Etappen erkennbar.
Studiengebühren sind mit dem früheren Hörergeld ver-
gleichbar. Als Hörergeld (Kolleggeld) wurden die erhobe-
nen Gebühren unter anderem für die Leistungsbesoldung
der Hochschullehrer eingesetzt (Blomeyer 2007, S. 3ff.;
Haug 1999; Jastrow 1930, S. 280ff.). In Westdeutschland
wurde das Hörergeld am 16. April 1970 durch einen Be-
schluss der Ministerpräsidenten der Länder als Ergebnis der
Hochschul- und Bildungsreformen der 1960er und 1970er
Jahre abgeschafft.
In dieser Zeit erhielt der Bund durch die Ergänzung von Art.
75 Abs. 1 Nr. 1a GG in der Fassung vom 12.5.1969 die Rah-
mengesetzgebungskompetenz für den Bereich der Hoch-
schulen. Daraufhin verabschiedete er das erste Hochschul-
rahmengesetz (HRG) am 26. Januar 1976, welches damals
keine Regelung zu Studiengebühren enthielt.
In den gesellschaftlichen Diskurs sind (Studien)Gebühren
durch den Wissenschaftsrat indirekt erstmals wieder 1985
eingebracht worden: 

„Anreize in Form von Gebühren, Hörergeldern u.ä. be-
stehen nicht. Zwar ist die staatliche Finanzierung der
Hochschulen teilweise von der Studentenzahl abhän-
gig, aber diese Abhängigkeit wird kaum wettbewerbs-
wirksam.“ (Wissenschaftsrat 1985, S. 10)

Nachdem das Eckwertepapier der Länder und des Bundes
(Eckwertepapier der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Vor-
bereitung des bildungspolitischen Spitzengesprächs (1993),
dokumentiert in: Das Hochschulwesen 1993/4, S. 166-175)
1993 die Exmatrikulation für Langzeitstudierende und die
Rektorenkonferenzen von Bayern (BRK) sowie die Landes-
rektorenkonferenz (LRK) in Baden-Württemberg 1994 die
Einführung von sozialverträglichen Studiengebühren gefor-
dert hatten, führte 1995 Berlin als erstes Bundesland einen
Verwaltungskostenbeitrag (Rückmeldegebühren) in Höhe
von 100 DM ein.
Die Kultusministerkonferenz beschloss im Jahre 2000
(„Meininger-Beschluss“) die Gebührenfreiheit des Studiums
bis zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss und
bei einem konsekutiven Aufbaustudium bis zu einem zwei-
ten berufsqualifizierenden Abschluss (Beschluss der Kultus-
ministerkonferenz über die Gebührenfreiheit des Hoch-
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schulstudiums vom 25.5.2000). Dieser Beschluss wurde in
der sechsten Novelle des Hochschulrahmengesetzes (HRG)
berücksichtigt. In § 27 HRG i.d.F.v. 8.8.2002 wird die Ge-
bührenfreiheit des Studiums festgeschrieben.
Das BVerfG erklärte diese Regelung in seiner Entscheidung
vom 26.1.2005 allerdings für nichtig. In dem Leitsatz zu
dem Urteil heißt es:

Dem Bund ist es gemäß Art. 70 Art. 75 Abs. 1 Satz 1
GG in Verbindung mit Art. 72 Abs. 2 GG gegenwärtig
verwehrt, die Gesetzgebung der Länder durch Rahmen-
vorschriften auf den Grundsatz der Gebührenfreiheit
des Studiums und zur Bildung verfasster Studierenden-
schaften an den Hochschulen zu verpflichten. (Leitsatz
zum Urteil des BVerfG, 2 BvF 1/03 vom 26.1.2005)

Mit dem Urteil des BVerfG wurde der Weg frei für die Um-
setzung individueller Gebührenerhebungsmodelle auf Län-
derebene. Das BVerfG hat die Rahmengesetzgebung des
Bundes im Bereich der originären Zuständigkeit für Fragen,
welche unter anderem die Gebührenfreiheit des Studiums
betreffen, eingeschränkt. 
Zwar sieht das BVerfG den Bereich der Regelung der Ge-
bührenfreiheit des Studiums dem Gegenstand nach
grundsätzlich der Rahmengesetzgebungskompetenz des
Bundes zugeschrieben. Hier könne der Bund seine Kompe-
tenz allerdings nur dann ausüben, wenn 
a) die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im

Bundesgebiet erforderlich sei, 
b) die Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen In-

teresse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich
mache oder alternativ 

c) die Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse eine bundeseinheitliche Regelung erfordere
(BVerfG, 2 BvF 1/03 vom 26.1.2005, Rn. 66).

Eine bislang nicht abschließend beantwortete Frage aller-
dings ist die Vereinbarkeit der Einführung von Studienge-
bühren mit dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt) vom 19. Ok-
tober 1966. Denn dieser legt in Art. 13 Abs. 2 c) den un-
entgeltlichen Hochschulunterricht fest: 

„Die Vertragsstaaten erkennen an, dass im Hinblick auf
die volle Verwirklichung dieses Rechts (…) c) der Hoch-
schulunterricht auf jede geeignete Weise, insbesondere
durch allmähliche Einführung der Unentgeltlichkeit, je-
dermann gleichermaßen entsprechend seinen Fähigkei-
ten zugänglich gemacht werden muß.“

In bundesdeutsches Recht ist der UN-Sozialpakt am 3. Ja-
nuar 1976 eingegangen. Durch die Zustimmung nach Art.
59 Abs. 2 GG ist der UN-Sozialpakt innerstaatlich gültiges
Bundesrecht geworden. Nicht nur der Bund, auch die Län-
der sind ohne Ausnahme an dieses Recht gebunden
(Pieroth 2006, S. 2).
Pieroth hat in seiner Stellungnahme zur Öffentlichen An-
hörung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen
am 26.1.2006 gezeigt, dass „Unentgeltlichkeit in bestimm-
ten Situationen (…) auch Entgeltlichkeit bedeuten kann“:
Als teleologische Reduktion wird der eigentliche Zweck des
Art. 13 UN Sozialpakt darin gesehen, „in allen Vertragsstaa-

ten einen fairen, insbesondere Studierenden aus finanz-
schwachen Bevölkerungskreisen nicht diskriminierenden
Hochschulzugang zu schaffen“. Wenn nun dieses Ziel – also
der Telos dieser Vorschrift – und unabdingbar der Zweck
von Art. 13  auch mit oder gerade durch die Einführung von
Studiengebühren sichergestellt werden könne, also auch
„gegen den Wortlaut“ der Norm, müsse es erlaubt sein,
„sich über diesen hinwegzusetzen.“ (Pieroth 2006, S. 2ff.;
Pieroth/Hartmann 2007, S. 82)

22..  RReegguullaattiivvee  RRaahhmmeennbbeeddiinngguunnggeenn  uunndd  
oorrggaanniissaattoorriisscchhee  UUmmsseettzzuunngg  iinn  ddeenn  LLäännddeerrnn

DDie Umsetzung der Landeshochschulgesetze orientiert sich
bei der Gebührenhöhe weitgehend an den im BVerfG Urteil
für nicht bedenklich gehaltenen Betrag von 500 Euro pro
Studiensemester. Die konkreten Ausgestaltungen des ge-
setzlichen Rahmens unterscheiden sich in den Ländermo-
dellen allerdings zum Teil weitreichend. So gibt es Unter-
schiede bei der Gebührenerhebung für Studierende im Erst-
studium und konsekutiven Aufbau innerhalb der Regelstu-
dienzeit zuzüglich leicht variabler Zusatzsemester, für Stu-
dierende im Erststudium und konsekutiven Aufbau mit
Überschreitung der Regelstudienzeit und der gewährten Zu-
satzsemester (Langzeitstudierende), für Studierende in
einem Zweitstudium, Promotionsstudenten, ausländische
Studierende und solche im Seniorenstudium. Deutliche Un-
terschiede machen die Länder auch bei der Ausgestaltung
der Sozialverträglichkeit sowie der jeweiligen Autonomie
der Hochschulen bezüglich der Höhe der Gebühren bzw.
der Gebührenkorridore differenziert nach Hochschulformen.
Die Ländermodelle aus Baden-Württemberg, Niedersach-
sen, Hamburg, Hessen und dem Saarland unterscheiden
sich zwar. Die Festsetzung der Gebührenhöhe wird hier al-
lerdings unabhängig von der Hochschulart durch die jewei-
ligen Landesgesetze vorgeschrieben. Demgegenüber lassen
die Landesgesetze in Nordrhein-Westfalen und Bayern
ihren Hochschulen bei der Festsetzung der Gebührenhöhe
weitgehend freie Hand. Die Möglichkeit einer Gebühren-
differenzierung nach Studienfächern ist landesgesetzlich
bisher nicht näher geregelt. Ein Stipendium für besonders
qualifizierte Studierende, eine unmittelbare Nachfrageför-
derung bestimmter Fächer und eine Gebührenbefreiung ist
denkbar.
Um im Folgenden einen umfassenden Überblick über die
Umsetzung der Studiengebühren geben zu können, wird
zwischen zwei Ländergruppen unterschieden. Zunächst
werden diejenigen Länder genauer betrachtet, in denen
keine Studiengebühren erhoben werden. Anschließend
wird der Status Quo der Diskussionen und Rahmenbedin-
gungen zum Thema Studiengebühren in den Ländern dar-
gestellt, welche Gebühren erheben.
Im Folgenden stellt die Arbeit den Stand der Diskussion in
den Bundesländern vor, die sich bisher nicht zur Einführung
von Studiengebühren entschlossen haben. Die Motive sind
vielfältig. Zum einen gibt es den dezidiert politischen Wil-
len, keine Studiengebühren zu erheben. Daneben ist eine
Diskussion in anderen Ländern bereits fortgeschritten und
eine Einführung mittelfristig zu erwarten. Als weiteres
Motiv wird das Abwarten der Evaluation von bereits beste-
henden Gebührenmodellen in den Ländern genannt.
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2.1  Bundesländer  ohne  Studiengebühren
Das Land Berlin erhebt keine Studiengebühren, allerdings
werden seit 1995 Verwaltungskosten nach § 2 Satz 7 Berl-
HG in Höhe von 50 Euro pro Semester erhoben.
Auch in Brandenburg werden keine Studiengebühren erho-
ben, für die Immatrikulation und Rückmeldung ist eine Ge-
bühr in Höhe von 51 Euro pro Semester festgelegt.
In Bremen werden zwar keine allgemeinen Studienge-
bühren ab dem ersten Hochschulsemester verlangt. Neben
einem Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von 50 Euro pro
Semester gibt es aber eine Gebührenregelung für Langzeit-
studierende, die nach den Regelungen zu Studienkonten im
Hochschulgesetz 500 Euro pro Semester zu zahlen haben.
Das Landeshochschulgesetz in Mecklenburg-Vorpommern
schreibt vor, dass keine Studiengebühren erhoben werden.
Ebenso sind keine Verwaltungskostenbeiträge und keine
Gebühren für Langzeitstudierende zu entrichten.
In Rheinland-Pfalz gibt es seit Wintersemester 2004/2005
zwar ein Studienkontenmodell. So lange das Studium in-
nerhalb dieses Kontingents abgeleistet wird, gibt es aber
keine extra Gebühren für das Studium.
Das Gesetz über die Hochschulen im Freistaat Sachsen ent-
hält keine Aussagen zum Thema Studiengebühren. Die Re-
gierungsparteien CDU und SPD haben in Sachsen in ihrer
Koalitionsvereinbarung 2004 allerdings festgehalten, dass
für das Studium keine Gebühren verlangt werden. Den
Hochschulen steht es frei, für ein Zweitstudium autonom
Gebühren zu verlangen.
Auch das Land Sachsen-Anhalt erhebt keine allgemeinen
Studiengebühren. Dies ist in § 111 HSG LSA i.d.F.v.
1.1.2006 festgeschrieben. Für Studierende in einem Zweit-
studium sieht das Gesetz die Möglichkeit von Studienge-
bühren vor. Langzeitstudierende müssen nach § 112 HSG
LSA 500 Euro Studiengebühren pro Semester zahlen.
In Schleswig-Holstein werden keine Studiengebühren erho-
ben. Das Hochschulgesetz i.d.F.v. Februar 2006 trifft keine
Aussage zu diesem Thema. Nach § 42 HSG ist es den Hoch-
schulen erlaubt, Verwaltungskostenbeiträge zu erheben.
Das Land Thüringen erhebt keine Studiengebühren. Nach 
§ 7 des Thüringer Hochschulgebührengesetzes (TürHGEG in
der Fassung vom 21.12.2006) können die Hochschulen für
Weiterbildungs- und postgraduale Studiengänge Gebühren
in Höhe von 500 Euro verlangen. Nach Überschreitung der
Regelstudienzeit verlangt Thüringen 500 Euro Studienge-
bühren. Ein Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von 50 Euro
pro Semester ist obligatorisch.

2.2  Bundesländer  mit  Studiengebühren
Die Hochschulgesetze der Länder regeln die Zweckbestim-
mung der Studiengebühren. Den Hochschulen wird die Ver-
wendung dieser zusätzlichen Mittel überlassen. Eine Rege-
lung durch den Landesgesetzgeber würde sehr vielfältig sein
müssen, so dass der Gesetzgeber von einer umfassenden
Harmonisierung der Zweckbestimmungen abgesehen hat.
Vorgeschrieben ist aber, dass die Öffentlichkeit durch einen
Rechenschaftsbericht über die Mittelverwendung in Kennt-
nis gesetzt werden muss. Darüber hinaus haben alle Länder
Studiengebühren- oder Beitragsdarlehensysteme für die
Studierenden eingeführt, die über Ausfallfonds gesichert
werden, in die landesspezifisch unterschiedliche Prozent-
sätze des Gebühren-/Beitragsaufkommens einfließen.

Die Datenlage zur tatsächlichen organisatorischen Umset-
zung wie auch die Veröffentlichung weitreichender Infor-
mationen zur Mittelzuweisung und Mittelverwendung sind
bis zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Beitrags unbefrie-
digend. Zum einen ist die Bereitschaft der Universitätsver-
waltungen, Einblick in die umfassenden Statistiken zu ge-
währen gering, zum anderen sind erste Berichte und aufbe-
reitete Statistiken derzeit im Entstehungsprozess. Erste Un-
tersuchungen wurden in Nordrhein-Westfalen im Auftrag
des Deutschen Studentenwerks und des Stifterverbandes
für die Deutsche Wissenschaft durchgeführt und sind im
Juni 2008 veröffentlicht worden.1
Die Datengewinnung stützt sich daher primär auf eine
weitreichende Quellenrecherche auf den Internetpräsenzen
der Landesministerien, der Hochschulen sowie fernmündli-
che Datenerfragung bei den betreffenden Hochschulen und
in den zuständigen Organisationseinheiten auf Ministerial-
ebene der Bundesländer.

Baden-Württemberg
Im Staatshaushaltsplan 2007/2008 werden die Einnahmen
aus Studiengebühren für jede Hochschule des Landes auf-
gezählt. Insgesamt rechnet das Land mit jährlich ca. 180
Mio. Euro Mehreinnahmen aus Studiengebühren.
Studiengebühren werden in Baden-Württemberg seit dem
Sommersemester 2007 einheitlich in Höhe von 500 Euro
erhoben. Die Hochschulen haben keinen Einfluss auf die
Gebührenhöhe. Darüber hinaus gibt es noch einen Verwal-
tungskostenbeitrag in Höhe von 40 Euro pro Semester. Zu-
sätzliche Gebühren für Langzeitstudierende werden nicht
erhoben. Die Einnahmen stehen den Hochschulen nach
Art. 1 § 4 Abs. 1 Satz 1 LHGebG zweckgebunden zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben in Studium und Lehre zur Verfügung.
Eine dezidierte Gebührenverwendung für die Verbesserung
der Bedingungen in Studium und Lehre regelt das Gesetz
nicht. Ebenso regelt das Gesetz nicht, ob die Einnahmen als
dezidiert zusätzliche Mittel den Universitäten zur Verfü-
gung stehen. Eine Reduzierung der Landesmittel ist dem-
nach möglich. Die Entscheidungsfindung im Prozess der
Gebührenverteilung muss nach § 4 Abs. 1 die Interessen
der Studierenden durch eine Vertretung berücksichtigen.

Hessen (bis WS 2008/2009)
Studienbeiträge wurden in Hessen seit dem Winterseme-
ster 2007/2008 einheitlich in Höhe von 500 Euro verlangt
und werden voraussichtlich bereits zum Wintersemester
2008/2009 wieder abgeschafft. Darüber hinaus ist ein Ver-
waltungskostenbeitrag in Höhe von 50 Euro pro Semester
zu entrichten. Zusätzliche Beiträge für Langzeitstudierende
waren abhängig von der Anzahl der Semester. Im zweiten
und dritten Semester über der Regelstudienzeit erhöhte
sich der zu entrichtende Studienbeitrag um jeweils 200
Euro. Auch diese Regelung tritt jetzt wieder außer Kraft.
Die Einführung der Studienbeiträge war und ist in Hessen
politisch stärker umkämpft als in anderen Bundesländern.
Von vielen Akteuren wurde die Regelung nach § 3 HStu-
beiG i.d.F.v. 20.10.2006, wonach innerhalb der Regelstudi-
enzeit zuzüglich vier weiterer Semester Studienbeiträge in

1 Die soeben erschienene Studie (Deutsches Studentenwerk/ Stifterverband
2008) konnte für diesen Beitrag nicht mehr ausgewertet werden.
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Höhe von 500 Euro zu entrichten sind, in Konflikt mit Art.
59 der Hessischen Landesverfassung gesehen. Diese sieht
vor, dass Entgelte für den Schul- und Hochschulbesuch
nicht zulässig sind.
Mit der Mehrheit von SPD, Grünen und Linkspartei hat der
Hessische Landtag nun am 17.6.2008 die Abschaffung der
Gebühren voraussichtlich bereits für das Wintersemester
2008/2009 beschlossen. Die den Hochschulen dann entge-
henden Studiengebühren sollen pauschal aus dem Landes-
haushalt erstattet werden. Das nun abgelöste Studienbei-
tragsgesetz sah eine Zweckbindung für die Verwendung der
Studienbeiträge zur Verbesserung der Qualität von Studium
und Lehre vor. Ebenso sollten die  Studierenden bei der
Auswahl der Mittelverwendung berücksichtigt werden.
Dies soll auch für die nun aus dem Landeshaushalt aufzu-
bringenden Mittel gelten.
In Hessen wurde mit Einnahmen in Höhe von 120 bis 130
Mio. Euro durch die Studienbeiträge gerechnet. Allerdings
waren diese Gelder den Universitäten bis zur Entscheidung
des von den Beitragsgegnern angerufenen Hessischen
Staatsgerichtshofs über die Verfassungsmäßigkeit des HStu-
beiG nicht sicher. Am 11.6.2008 hat der Staatsgerichtshof
letztlich die Verfassungskonformität der Beitragserhebung
bestätigt. Die Hochschulen können nun über die im vergan-
genen Jahr eingenommenen Beiträge verfügen.

Niedersachsen
Das Land Niedersachsen erhält durch die Erhebung der Stu-
dienbeiträge Einnahmen in Höhe von 125 Mio. Euro.
Studienbeiträge werden in Niedersachsen für Studienanfän-
ger seit dem Wintersemester 2006/2007, von allen Studie-
renden seit dem Sommersemester 2007 einheitlich in Höhe
von 500 Euro verlangt. Für Studierende ab dem 60. Le-
bensjahr wird ein Beitrag in Höhe von 800 Euro verlangt.
Darüber hinaus ist ein Verwaltungskostenbeitrag in Höhe
von 75 Euro pro Semester zu zahlen. Zusätzliche Beiträge
für Langzeitstudierende sind abhängig von der Anzahl der
Semester und der Überschreitungsdauer der Regelstudien-
zeit. Stufenweise werden die Beiträge ab dem ersten Se-
mester auf 600 Euro, ab dem dritten auf 700 und ab dem
fünften auf 800 Euro angehoben.
Die Zweckbindung der Studienbeiträge wird in § 11 Abs. 1
Satz 1 und 3 NHG deutlich geregelt. Die Einnahmen sollen
für das „lehrbezogene fachliche Leistungsangebot der Leh-
reinheiten und zentrale Einrichtungen sowie für Lehr- und
Lernmaterialien“ und das Betreuungsverhältnis zwischen
Studierenden und Lehrenden, zusätzliche Tutorien, sowie
für die Ausstattung der Bibliotheken sowie die Lehr- und
Laborräume verwendet werden. Gesetzlich nicht festge-
schrieben ist eine Beteiligung der Studierenden bei den
Entscheidungen zur Mittelverwendung.
Das Land Niedersachsen macht zu der Verwendung von
Studienbeiträgen an den niedersächsischen Hochschulen
grobe Vorgaben. Die Ausgestaltung der tatsächlichen Ver-
wendungsmodelle liegt bei den Hochschulen.

Freie und Hansestadt Hamburg
Studiengebühren werden in Hamburg seit dem Sommerse-
mester 2007 landeseinheitlich in Höhe von 500 Euro erho-
ben. Ein Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von 50 Euro
pro Semester wird zusätzlich erhoben. Langzeitstudienge-

bühren werden derzeit nicht erhoben und werden im Ham-
burger Hochschulgesetz nicht geregelt.
Die Freie und Hansestadt Hamburg rechnet mit 45 Mio.
Euro Mehreinnahmen durch die Einführung von Studienge-
bühren pro Jahr.
Im Studienfinanzierungsgesetz ist in § 6b Abs. 9 eine
Zweckbindung der Einnahmen aus Studiengebühren allge-
mein festgelegt. Die Mittel sollen die Universitäten „zur
Wahrnehmung ihrer Aufgaben in Studium und Lehre“ ver-
wenden. Ein konkreter Hinweis zur Mittelverwendung für
die Verbesserung der Studien- und Lehrbedingungen ist im
Gesetz nicht enthalten. Ebenso ist eine Berücksichtigung
der Studierenden an dem Entscheidungsprozess für die
Mittelverwendung nicht festgeschrieben.
Die Behörde für Wissenschaft und Forschung beschreibt für
die Verwendung der Gebühreneinnahmen grundsätzliche
Ziele: Die Ziele sind die bessere Betreuung und Ausstattung
sowie ein umfangreicherer Service für Studierende.
Bislang ist die Informations- und Materiallage über die
Höhe, Verteilung, Verwendung und den Umgang mit den
Mitteln aus Studiengebühren an allen Hochschulen des
Stadtstaates Hamburg unbefriedigend. Zum einen liegt der
Grund in den bereits lange andauernden Gebührenboykot-
ten an den Hamburger Hochschulen. Zum anderen ist der
Grund darin zu finden, dass seit der Bürgerschaftswahl
2008 in der Koalitionsvereinbarung zwischen CDU und GAL
ein neues Gebührenmodell ausgearbeitet wurde. Künftig
sollen die Gebühren nachgelagert, also nach dem Studium
gezahlt werden. Die Höhe wurde auf 375 Euro pro Hoch-
schulsemester festgelegt.

Saarland
Studiengebühren werden seit dem Wintersemester 2007/
2008 an den Hochschulen des Saarlandes für die ersten bei-
den Semester in Höhe von 300 Euro, ab dem dritten Seme-
ster in Höhe von 500 Euro erhoben. Zwar regelt das Lan-
deshochschulgesetz die Gebührenhöhe ab dem dritten Se-
mester von 500 Euro landeseinheitlich. Allerdings hat die
Universität des Saarlandes die Option, eine Gebühr in Höhe
von bis zu 500 Euro für jedes Studiensemester zu erheben.
Die Hochschulen des Saarlandes erheben keinen Verwal-
tungskostenbeitrag. Die Einnahmen aus Studiengebühren
belaufen sich im Saarland auf 12 Mio. Euro pro Jahr.
In Art. 1 § 4 Satz 1 Abs. 1 des saarländischen Hochschulge-
bührengesetzes wird die Zweckbestimmung der Studienge-
bühren zur Verbesserung der Qualität in Studium und Lehre
festgeschrieben. In Abs. 2 heißt es, dass die Studierenden
bei der Entscheidung über die Mittelverwendung angemes-
sen beteiligt werden müssen.Die Universität des Saarlandes
stellt auf ihrer Internetseite eine Vielzahl von Informationen
und Dokumenten zur Umsetzung der Studiengebühren be-
reit. Eine Gesamtstatistik über die Einnahmen und die Ver-
teilung auf Fakultätsebene und Präsidialebene ist bislang je-
doch nicht öffentlich verfügbar. 

Nordrhein-Westfalen
Im Gegensatz zu den bisher vorgestellten Studiengebühr-
modellen, sind die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen er-
mächtigt, die Entscheidung über die generelle Einführung
und die Beitragshöhe bis zu einer Höchstgrenze von 500
Euro pro Semester autonom zu treffen. Seit dem Winterse-
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mester 2006/2007 können Studienanfänger und seit Som-
mersemester 2007 alle Studierenden an Hochschulen in
Nordrhein-Westfalen dazu verpflichtet werden, Studien-
beiträge zu zahlen. Spezielle Gebühren für Langzeitstudie-
rende werden nicht erhoben. Landeseinheitlich ist ein Ver-
waltungskostenbeitrag gesetzlich nicht geregelt.
In Nordrhein-Westfalen erheben von den 33 Hochschulen
des Landes vier Hochschulen keine Studienbeiträge. Von
den Universitäten verlangt die Fernuniversität in Hagen bis
zum Sommersemester 2009 keine Beiträge. Die Westfäli-
sche-Wilhelms-Universität Münster orientiert sich nicht an
der Beitragshöchstgrenze und verlangt bis zum 30.9.2009
Studienbeiträge in Höhe von 275 Euro. Weitere zwölf Uni-
versitäten des Landes erheben die vollen gesetzlich erlaub-
ten 500 Euro Studienbeiträge pro Semester. Die Studien-
beiträge werden ab dem ersten Hochschulsemester ver-
langt, mit Ausnahme der Heinrich-Heine-Universität Düs-
seldorf, wo das erste Semester beitragsfrei ist.
Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung
und Technologie schätzt die zusätzlichen Mittel aus den
Studienbeiträgen auf 320 Mio. Euro. Die Einnahmen stehen
den Universitäten zusätzlich zur Verfügung. Das StBAG re-
gelt nicht, dass die Studierenden an den Hochschulen eine
Stimme bei der Entscheidung über die Mittelverwendung
bekommen. Kürzungen der Landesmittel im Verhältnis zur
Mehreinnahme durch Studienbeiträge sind gesetzlich nicht
untersagt und damit im Prinzip möglich.

Freistaat Bayern
Studienbeiträge werden in Bayern seit dem Sommersemes-
ter 2007 erhoben. Im Gegensatz zu dem nordrhein-westfä-
lischen Modell ist es den Hochschulen in Bayern nicht mög-
lich, keine Beiträge zu erheben. Innerhalb eines vorgegebe-
nen Rahmens von 100 bis 500 Euro (Fachhochschulen) und
300 bis 500 Euro (Universitäten) können die Hochschulen
die Beitragshöhe aber autonom bestimmen. Ein Verwal-
tungskostenbeitrag in Höhe von 50 Euro pro Semester ist in
Art. 72 BayHSchG festgeschrieben.
Insgesamt rechnet der Freistaat Bayern mit Mehreinnah-
men zur Verbesserung von Studium und Lehre durch die
Studienbeiträge in Höhe von 74 Mio. Euro.
Das Bayerische Hochschulgesetz schreibt eine Zweckbin-
dung der zusätzlichen Mittel aus Studienbeiträgen in Art.
71 Abs. 1 Satz 1 BayHSchG zur Verbesserung der Qualität
von Studium und Lehre vor. Die Studierenden müssen nach
Art. 71 Abs. 2 Satz 1 BayHSchG in dem Entscheidungspro-
zess zur Verwendung der Mittel angemessen berücksichtigt
werden.
Die Julius-Maximilians-Universität Würzburg hat ihre bis-
herigen Erfahrungen mit Studienbeiträgen und die Verwen-
dung der Studienbeiträge sehr ausführlich auf ihrer Inter-
netpräsenz zusammengestellt. Entsprechende und aussage-
kräftige Dokumente wie auch Statistiken geben einen weit-
reichenden Einblick in die organisatorische Umsetzung der
Mehreinnahmen aus den Studienbeiträgen.

33..  OOffffeennee  FFrraaggeenn  bbeeii  ddeerr  
GGeebbüühhrreennvveerrwweenndduunngg::  eeiinn  FFaazziitt

MMit dem Urteil des BVerfG ist deutlich geworden, dass es
mangels Regelungskompetenz entgegen dem Ansinnen des
Bundes kein Verbot der Erhebung von allgemeinen Stu-

diengebühren gibt. Nach den Erläuterungen des Gerichtes
ist ein Wiederaufleben der Bundesgesetzgebungskompe-
tenz in absehbarer Zeit auch nicht zu erwarten. Auch wenn
das BVerfG hierzu nicht gesprochen hat, ist trotz einiger kri-
tischer Stimmen eine etwaige Verfassungswidrigkeit der
Studiengebühren nicht ersichtlich, solange unter anderem
auf deren sozialverträgliche Umsetzung geachtet wird.
Somit kann mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon
ausgegangen werden, dass sich an dem Ob der Studienge-
bühren absehbar nichts ändern wird.
Hinsichtlich der regulativen und organisatorischen Umset-
zung lässt sich zusammenfassend Folgendes feststellen:
Auf Länderebene sind die Studiengebühren in weitgehend
allen Hochschulgesetzen thematisiert worden; unabhängig
davon, ob nun Gebühren erhoben werden oder nicht, oder
eine Entscheidung diesbezüglich noch bewusst offen gelas-
sen wird.
Alle Regelungen berücksichtigen ausnahmslos die soziale
Verträglichkeit der Erhebung von Gebühren. Dabei orien-
tieren sie sich hinsichtlich Sozialverträglichkeit und Zweck-
vorgaben an den Maßstäben des Art. 13 UN-Sozialpaktes
und des Urteils des BVerfG.
Gemeinsam haben nahezu alle Länder, die Gebühren erhe-
ben, dass sie ihren Hochschulen generelle Vorgaben und
Maßstäbe für Zweck, Umsetzung und Höhe machen. Hier-
bei gibt es aber zum Teil erhebliche Unterschiede. Während
einige Länder ihren Hochschulen weitestgehende Freihei-
ten bei der Umsetzung lassen und die Vorgaben möglichst
frei formulieren, geben andere Länder strikte Vorgaben und
enge Rahmen an.
Die Hochschulen selbst regeln die Gebührenerhebung und
-verteilung zumeist in Form von Satzungen, Richtlinien und
Gebührenordnungen. Die explizite Verwendung der Zusatz-
mittel zur Qualitätssicherung von Studium und Lehre ist
nicht überall konkret geregelt.
An vielen Hochschulen ist das derzeitige Bewusstsein er-
kennbar, dass der Umgang mit den Studiengebühren noch
stark im Wandel begriffen ist. Dies wird unter anderem
durch zahlreiche Satzungsänderungen innerhalb kurzer
Zeitperioden deutlich. 
Hinsichtlich der organisatorischen Umsetzung der Studien-
gebühren fällt auf, dass zunächst einmal nahezu alle Hoch-
schulen auch von der Erhebung der Gebühren Gebrauch
machen, auch solche, die bezüglich der Erhebung Spiel-
raum haben. Die wenigen Ausnahmen beschränken sich oft
auch nur auf einen temporären Verzicht.
Alle Hochschulen ziehen vor der Verteilung der Gebühren
Mittel für Verwaltungskosten und einen Ausfallsicherungs-
fond ab.
Die gebotene Transparenz bei der Verwendung der Mittel
ist bislang wenig befriedigend, obwohl dies in nahezu allen
Regelungen auf Landes- oder Hochschulebene selbstver-
pflichtend festgelegt wurde. Zwar bieten die Hochschulen
für die bei Studienaufnahme bedeutenden Fragen der Fi-
nanzabsicherung durch Darlehensgewährung und Beitrags-
befreiung ausführliche Informationen und Beratung. Anders
sieht es bei der Veröffentlichung von Informationen zum
Nachvollziehen der Entscheidungsprozesse zur Mittelver-
wendung, wie auch der Offenlegung einer umfassenden
Kosten-Leistungsrechnung aus.
Gerade hinsichtlich der Akzeptanzförderung sollten die
Universitäten ein ausgeprägtes Bewusstsein dafür ent-
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wickeln, den Prozess der Gebühreneinnahme und vor allem
der transparenten Verwendung mit einer weitreichenden
Informationspolitik und entsprechenden Berichtssystemen
zu unterstützen. Gerade die Potentiale des Internet erleich-
tern die Kommunikation zwischen der Verwaltung und den
Studierenden.
Positiv fällt bei der Umsetzung vor Ort auf, dass flächen-
deckend und weitreichend die Lehrenden und vor allem
aber die Studierenden von Beginn an in den Prozess der
Verteilung einbezogen werden. Bevor Vorschläge und ein
konkretes Konzept zur Mittelverwendung nicht vorliegen,
ist die Rechtfertigungsgrundlage für die Gebührenhöhe
nicht gegeben. In den Gebührenordnungen und -satzungen
sollte die Frage der Beteiligung klar und als nicht lediglich
fakultativ geregelt sein. Auch an dieser Stelle ist die Frage
der Akzeptanzförderung von Bedeutung.
Analog dazu, dass der regulative Rahmen in vielen Hoch-
schulen noch nicht seine abschließende Fassung gefunden
hat, so gibt es auch bei der Umsetzung und Verwendung
noch viele offene Fragen.
Zu klären bleibt bei der Umsetzung z.B. noch die Verwen-
dung in Bereichen der Grundausstattung und Forschung,
wie auch die Relevanz der Kapazitätsverordnungen für die
Hochschulen. Denn gerade die über die bisherige Kapazität
hinausgehende Einstellung wissenschaftlichen Personals zur
direkten Verbesserung der Lehr- und Betreuungssituation
ist für die Fakultäten und Studierenden ein Anliegen.
Bisher sehen die Modelle zur Mittelverwendung weit rei-
chende Maßnahmen zur Verbesserung der Serviceeinrich-
tungen vor. Gerade im Bereich der Bibliotheksausstattung,
der angepassten Öffnungszeiten oder der Verbesserung der
IT-Infrastruktur für die Studierenden ist die Mittelverwen-
dung zeitnah zu erkennen.
Der gesetzliche Rahmen zur Mittelverwendung lässt aller-
dings die Frage zu, wie die zusätzlichen und regelmäßigen
Gelder eingesetzt werden. Es macht mittelfristig wenig Sinn,
die Mehreinnahmen lediglich für moderne EDV, die Biblio-
theksausstattung wie auch die Anschaffung moderner und
kostenintensiver Präsentationstechnik (Beamer) aufzuwen-
den. Bisher fokussiert sich ein Großteil der Kommunikation
über die Mittelverwendung gerade auf solche Investitionen
zur Verbesserung der Bereiche Studium und Lehre.
Frank Ziegele vom Centrum für Hochschulentwicklung stellt
gerade hier die Sinnfrage für die Verwendung der Ge-
bühren, denn wie sollen die Mittel langfristig eingesetzt
werden, wenn „der 20. Beamer angeschafft ist und überall
neue Computer stehen?“ (Spiewak/Wiorda 2007, S. 65)
Als entscheidend gilt bei der Betrachtung der Einnahme
wie auch der Verwendungsmodelle, dass die Einnahmen
aus Studiengebühren zusätzliche Mittel der Hochschulen
sind. Diese Mittelsicherheit wird nicht in allen Landeshoch-
schulgesetzen geregelt. Eine Substitution der Landesmittel
ist zumindest theoretisch denkbar.
Die nachhaltige Verbesserung der Studienbedingungen,
wie sie durch die zusätzlichen Mittel realisiert werden soll,
ist nur schwer ohne eine Erweiterung des wissenschaftli-
chen Lehrpersonals durchführbar. Nach der bisherigen An-
wendung des Kapazitätsrechts würde dies eine unmittelba-
re Erhöhung der Aufnahmequote der Hochschule bedeu-
ten, was folgerichtig für den Prozess der Verbesserung der
Studiensituation durch die Verwendung der Zusatzeinah-
men wiederum wenig produktiv wäre.

Neben der Frage einer möglichst gesetzeskonformen Ver-
wendung der Mittel, wird wohl die tatsächliche Zweck-
mäßigkeit der Umsetzung hin zu einer wirklichen Verbesse-
rung von Studium und Lehre erst mit einer gewissen Erfah-
rung und Langfristigkeit beurteilt werden können.
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90%  der  Studienbeiträge  sind  an  der  RUB  fest  verplant:  Keine  Entscheidung  fällt  ohne  die  Studierenden
Insgesamt  19  Mio.  Euro  für  die  Verbesserung  der  Lehre  an  der  RUB

90% ihrer Einnahmen durch Studienbeiträge hat die Ruhr-Universität Bochum bereits fest für effektive Maßnahmen zur
Verbesserungen der Lehre verplant - immer mit Zustimmung und meist sogar auf Anregung der Studierenden. Das geht
aus dem „Bericht über die Verwendung der Studienbeiträge" hervor, der am 19. Juni 2008 im Senat vorgestellt wurde.
Demnach hat die RUB in den ersten beiden Semestern (Sommersemester 2007 und Wintersemester 2007/2008) knapp
19 Mio. Euro eingenommen.

Lob  von  allen  Seiten
Das Rektorat der RUB ist mit den ersten beiden Semestern mit Studienbeiträgen hoch zufrieden. In Vertretung von Rek-
tor Prof. Elmar Weiler hebt Prof. Dr. Tibor Kiss, Prorektor für Planung, Struktur und Finanzen, besonders die Transparenz
aller Entscheidungen hervor, die sich allesamt an die Vorgaben der Beitragssatzung hielten. Vor allem seien alle Entschei-
dungen „mit den Studierenden und meist auf deren Anregung" gefallen, so Kiss. In den Gremien, die innerhalb der ein-
zelnen Fakultäten über die Beitragsverwendung entscheiden, seien die Studierenden ohnehin in der Mehrzahl, ergänzte
Kanzler Gerhard Möller. Anerkennung für die RUB und ihre Verwendungspraxis gab es auch von außen. Der Stifterver-
band für die Deutsche Wissenschaft und das Deutsche Studentenwerk bescheinigen den NRW-Hochschulen insgesamt
einen verantwortungsvollen Umgang mit den Einnahmen aus Studienbeiträgen. Die RUB zählte dabei zu den fünf Hoch-
schulen, die von einer Expertenkommission vor Ort begutachtet wurden. Explizit gelobt wurde die starke Einbindung der
Studierenden bei den Entscheidungen; diese seien zudem stets im Sinne einer besseren Lehre gefallen.

Personal  und  Literatur
Der Großteil der Studienbeiträge wurde an der RUB für Personal verausgabt: etwa 61%. Den größten Anteil daran hatten
studentische Hilfskräfte, gefolgt von wissenschaftlichem Personal, wissenschaftlichen Hilfskräften und Lehraufträgen.
Etwa 24% der Studienbeiträge flossen in laufende Sachkosten (u.a. Literatur und Druckkosten) und von 14% der Beiträ-
ge wurden Anlagen bzw. Inventargüter gekauft (Anlagen zur Datenverarbeitung und technische Geräte). Dabei gab es
zwischen den einzelnen Fächergruppen Unterschiede. So betrug der Anteil der Personalausgaben in den Geisteswissen-
schaften knapp drei Viertel, in den Naturwissenschaften hingegen im Durchschnitt weniger als die Hälfte.

Geld  für  die  Bibliothek
Auch der größte Anteil der zentralen Mittel (45%) wurde für Personal ausgegeben (vor allem für nichtwissenschaftliche
Tarifbeschäftigte); für Sachmittel wurden rund 30% ausgegeben, für Anlagen bzw. Inventargüter rund 23%. Knapp
370.000 Euro flossen beispielsweise in die Unibibliothek, u.a. für den Ausbau des Medienbestandes und die Verlänge-
rung der Öffnungszeiten. Mit rund 100.000 Euro wurde das Schreibzentrum ausgebaut, mit etwa 165.000 Euro das Zen-
trum für Fremdsprachenausbildung (inkl. dem Bereich „Deutsch als Fremdsprache").

Berichtspflicht  erfüllt
Mit dem in der Langfassung 300-seitigen „Bericht über die Verwendung der Studienbeiträge" kommt das Rektorat der
RUB seiner jährlichen Berichtspflicht gegenüber dem Senat nach, die in der Studienbeitragssatzung vom September 2006
festgelegt wurde. Laut dem Bericht wurden die Studienbeiträge im ersten Jahr eher zurückhaltend eingesetzt und ver-
plant. Schließlich lagen weder Erfahrungen über die tatsächliche Höhe des Einkommens vor, noch über die Möglichkei-
ten, kurz- und mittelfristig die Studienbedingungen zu verbessern.

Keine  Entscheidung  über  Beitragshalbierung
Ursprünglich sollte in der Senatssitzung vom 19. Juni auch darüber abgestimmt werden, ob die Studienbeiträge an der
RUB von 500 auf 250 Euro pro Semester gesenkt werden. Die studentische Senatsfraktion hatte den entsprechenden An-
trag gestellt. Unter Verweis auf die Studienbeitragssatzung der RUB, die eine Diskussion darüber für den Sommer 2009
fest vorschreibt, kam diese Abstimmung jedoch aufgrund eines Gegenantrags nicht zustande.

Weitere Informationen: Prof. Dr. Bernhard Stöckhert, Prorektor der RUB für Lehre, Weiterbildung und Medien, 
E-Mail: prorektor-lehre@ruhr-uni-bochum.de 

Quelle: http://idw-online.de/pages/de/news266450, Pressestelle Ruhr-Universität Bochum, 19.06.2008
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Die  öffentliche  Diskussion  um  die  Einführung  von  Studien-
gebühren  in  Deutschland  ist  mit  der  Verfassungsklage
gegen  das  Studiengebührenverbot  durch  sechs  Bundeslän-
der  vor  dem  Bundesverfassungsgericht  im  Jahre  2003  neu
entfacht.  Die  Begriffe  Studiengebühren  und  Studienbeiträ-
ge  werden  trotz  ihrer  ökonomisch  unterschiedlichen  Be-
deutung  in  der  theoretischen  und  politischen  Diskussion
systematisch  vertauscht.  Während  Gebühren  Grenzkosten-
preise  darstellen,  sind  Beiträge  Optionspreise  zur  Ab-
deckung  von  Restkosten.  Was  in  der  Diskussion  als  Stu-
diengebühren  bezeichnet  wird,  sind  genau  genommen  Stu-
dienbeiträge  (vgl.  Grossekettler  2007,  S.  577ff.).
Dem  gerade  benannten  Normenkontrollantrag  wurde  mit
dem  Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  vom  26.  Januar
2005  stattgegeben.  Danach  ist  das  vom  Bund  beschlossene
Studiengebührenverbot  für  nichtig  erklärt  worden  (BVerfG,
2  BvF  1/03  vom  26.1.2005).  Zahlreiche  Bundesländer
haben  auf  der  Grundlage  dieses  Urteils  ihren  Hochschulen
erlaubt,  Studiengebühren  einzuführen.  Während  die  Geg-
ner  mit  der  Einführung  eine  Benachteiligung  von  sozial
schwachen  Studenten  und  das  Stopfen  von  defizitären  Lan-
deshaushalten  verbinden,  sehen  die  Befürworter  darin  eine
Chance,  die  finanzielle  Ausstattung  von  Hochschulen  zu
verbessern  und  dadurch  die  Qualität  des  Lehrangebots
langfristig  zu  sichern.  In  der  Debatte  wurde  vom  Sachver-
ständigenrat  zur  Begutachtung  der  gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung  (2004)  darauf  hingewiesen,  dass  die  Vorteile
einer  Gebührenerhebung  nur  dann  realisiert  werden  kön-
nen,  wenn  ihre  Einführung  nicht  substitutiv,  sondern  kom-
plementär  zur  derzeitigen  Steuerfinanzierung  vorgenom-
men  wird.
Bislang  wurden  zwar  zahlreiche  Studiengebührenmodelle
theoretisch  und  politisch  diskutiert;  die  Frage,  wie  die  opti-
male  Finanzierung  aus  ökonomischer  Sicht  erfolgen  sollte,
wurde  jedoch  aus  der  Diskussion  weitgehend  ausgeblen-

det.  Der  vorliegende  Beitrag  soll  diese  Lücke  schließen.  Er
liefert  damit  für  das  Hochschulmanagement  und  weitere
hochschulpolitische  Entscheidungsträger  eine  objektiv
nachvollziehbare  und  leicht  verständliche  ökonomische
Basis  zur  Reevaluierung  der  grundsätzlichen  Einführung,
der  Höhe  und  der  tatsächlichen  Verwendung  von  Studien-
gebühren.
Als  geeigneter  theoretischer  Bezugsrahmen  soll  dabei  die
Kollektivgütertheorie  als  Teil  der  Finanzwissenschaft  heran-
gezogen  werden.  Zunächst  wird  hierzu  das  so  genannte  Le-
gitimationsschema  zur  Güterbereit-  und  -hherstellung  (GL-
Schema)  vorgestellt,  mittels  dessen  dann  die  optimale  Be-
reitstellungsempfehlung  erarbeitet  wird.

11..  DDaass  GGLL-SScchheemmaa  aallss  tthheeoorreettiisscchheerr  
BBeezzuuggssrraahhmmeenn

IIn wohlorganisierten Marktwirtschaften hat der Staat im
Bereich der Güterher- und -bereitstellung1 eine Vielzahl
von Aufgaben wahrzunehmen. Für verschiedene Gutstypen
gibt es unterschiedliche Empfehlungen für die Wahl des Ta-
rifs, des Bereitstellungsverbandes oder auch der ergänzen-
den Regulierungsmaßnahmen, die im Folgenden auf der
Basis der Kollektivgütertheorie herangezogen werden. Da-
nach ist die Bereitstellungsmenge so zu wählen, dass die
summierte Grenzzahlungsbereitschaft der Nutzenempfän-
ger den Grenzkosten der Nutzenerzeuger entspricht. Um
aus dieser nicht operationalisierten Regel eine anwendbare
Bereitstellungsempfehlung ableiten zu können, bedarf es
eines praxisorientierten Anwendungsschemas. Ein solches
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1 Die Bereitstellungsperspektive befasst sich mit der Frage der Schaffung
von Nachfrage, also wie ein Gut finanziert werden soll und in welcher
Qualität sowie Menge es den Nutzern zur Verfügung gestellt werden soll.
Davon abzugrenzen ist die Herstellungsperspektive, die der Frage des Sel-
bermachens oder Kaufens des zu bereitstellenden Gutes nachgeht.
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Tool stellt das so genannte Legitimationsschema zur Güter-
bereit- und -herstellung (GL-Schema) dar, das von Grosse-
kettler (2007, S. 602ff.) entwickelt wurde. Es ist als Ablauf-
schema angelegt und führt zu einer wohlfahrtsoptimalen
Lösung, indem zunächst der Rivalitäts- und der Exkludier-
barkeitsgrad des Gutes bestimmt werden. Mit diesen Infor-
mationen lässt sich dann der Gutstyp bestimmen.
Abhängig von der Art des Gutes kann ermittelt werden,
welcher Verbandstyp die Bereitstellung übernehmen sollte
(individuelle Bereitstellung, privater Verein, Zwangsver-
band, Gebietskörperschaften etc.) und welche Finanzie-
rungsform optimalerweise gewählt werden sollte (Gebühr,
freiwilliger Beitrag oder Zwangsbeitrag, Steuer oder ge-
mischter Tarif). Zur Auswahl des Verbands ist festzulegen,
auf welchem Extensionsniveau die Bereitstellung stattfin-
den sollte, wobei sich über das Extensionsniveau Verband-
stypen nach der Finanzierungskompetenz und ihren Exlusi-
onsmöglichkeiten klassifizieren lassen. Dabei können das
Individualniveau vom Vereins-, Zwangsvereins-, Kommu-
nal-, Landes-, Bundes-, Wirtschaftsgemeinschafts- oder
Weltniveau unterschieden werden.
Hierzu ist zu überprüfen, ob
(1) das Kongruenzprinzip, insbesondere das Prinzip der fis-

kalischen Äquivalenz, beachtet wird,
(2) das Subsidiaritätsprinzip eingehalten wird und
(3) bei einem höheren Extensionsniveau Transaktionsko-

stenvorteile im Vergleich zu einem niedrigeren Niveau
vorliegen.

Zusammen mit der Tariffestlegung ist damit die optimale
Bereitstellungsempfehlung hergeleitet. Anwendungsbei-
spiele für das Schema zur Lösung von Bereitstellungspro-
blemen bei Kollektivgütern finden sich für die Bereitstel-
lung von öffentlich-rechtlichen Fernseh- und Rundfunkpro-
grammen bei Hadamitzky/Blanckenburg/Backhaus (2007),
für Exklusions- und Engagementverbände bei Grossekettler
(2006), für den Bahnverkehr bei Grossekettler, (2007, S.
606ff.), für Mobilfunknetze bei Kurtsiefer (1997), für Deich-
genossenschaften bei Goldbeck (1991) sowie für die Aufga-
ben der Kommunen bei Sander (1987). 

22..  BBeerreeiittsstteelllluunnggsseemmppffeehhlluunngg  ffüürr  ddaass  GGuutt
HHoocchhsscchhuullssttuuddiiuumm

UUm eine optimale Bereitstellungsempfehlung – also eine
Benchmark für das Hochschulmanagement und die hoch-
schulpolitischen Entscheidungsträger – für das Gut Hoch-
schulstudium auf Basis des GL-Schemas geben zu können,
muss zunächst geklärt werden, welche Aufgaben die Hoch-
schulen erfüllen. Nagel/Jaich (2002) beispielsweise – und
dies ist in der Literatur unbestritten (vgl. hierzu auch Horst-
kötter 2008, 2005, S. 3f. oder Petersen 2006, S. 5ff.) – tren-
nen folgende Funktionen:
• Die Hochschule dient der Lehre, d.h. sie ist Ausbildungs-

stätte für Akademiker.
• Die Hochschule hat die Funktion der Forschung und der

Entwicklung. Diese Funktion ihrerseits lässt sich wieder-
um in die Grundlagenforschung und die angewandte For-
schung unterteilen.

• Von eher untergeordneter Bedeutung sind auch die Funk-
tionen der Krankenversorgung, der Weiterbildung und
der regionalen Entwicklungsförderung.

Da sich der jeweilige Anteil von Ausbildungsleistung sowie
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten weder quantitativ
noch qualitativ ermitteln lässt und sich diese Funktionen
damit nicht scharf voneinander trennen lassen, müsste das
GL-Schema eigentlich getrennt nach den Bereichen der
Lehre, der Grundlagenforschung und der angewandten For-
schung durchlaufen werden. Da Studiengebühren unmittel-
bar an die Ausbildungsfunktion der Hochschulen anknüp-
fen, soll mit Blick auf die Zielsetzung des vorliegenden Bei-
trags die Lehre im Mittelpunkt der Untersuchung stehen.
Zur Erarbeitung eines zweckmäßigen Lösungsvorschlags
wird zunächst der Rivalitäts- und der Exkludierbarkeitsgrad
ermittelt.
Der Rivalitätsgrad   ist eine Variable, welche eine Antwort
auf die Frage gibt, ob der Nutzer eines Gutes durch einen
weiteren Nutzer gestört wird, d.h. ob seine Versorgungs-
qualität bei konstanter Bereitstellungsmenge sinken würde
(Grossekettler 2007, S. 576f.). Wenn ein zusätzlicher Nutzer
die Versorgungsqualität der bisherigen Nutzer bei konstan-
ter Bereitstellungsmenge stark senkt, so nimmt der Riva-
litätsgrad einen Wert von „Eins“ an, im umgekehrten Fall
den Wert „Null“. Der Rivalitätsgrad muss aber nicht nur die
Extremwerte „Eins“ oder „Null“, sondern kann auch Werte
dazwischen annehmen. Operationalisiert werden kann der
Rivalitätsgrad    über das Produkt von zwei Teilelastizitäten:
der Nutzungselastizität     der Bereitstellungsmenge und der
Mengenelastizität    der Bereitstellungskosten                  .
Zur analytischen Herleitung sei hier auf Grossekettler
(1991a, S. 73ff.) verwiesen.
Die Nutzungselastizität setzt, mathematisch gesprochen,
die Wachstumsrate der erforderlichen Bereitstellungsmen-
ge bei vorgegebener Qualität ins Verhältnis zur Wachstums-
rate der Verbandsmitglieder. Zählen zusätzliche Verbands-
mitglieder als Bedarfsverursachungseinheiten voll, so ist

> 1; treten Gruppenvorteile auf, so ist 0 <   < 1; werden
keine zusätzlichen Einheiten benötigt, so ist   = 0. Die zwei-
te Teilelastizität, die so genannte Mengen- oder Bereitstel-
lungselastizität hingegen misst, um wie viel Prozentpunkte
die Bereitstellungskosten steigen, wenn die erforderliche
Bereitstellungsmenge um ein Prozent steigt. Sie zielt also
auf Kostendegressionsvorteile bei der Produktion bzw. der
Beschaffung von Bereitstellungseinheiten ab (Grossekettler
1991a, S. 74; Grossekettler 1991b, S. 130). 
Betrachtet man die Ausbildungsfunktion von Hochschulen,
kann man schwerlich von absoluter Nichtrivalität sprechen.
Denn steigende Studentenzahlen stoßen auf stagnierende
oder – wenn überhaupt – nur langsam wachsende Ressour-
cen. Dass durch steigende Studentenzahlen tatsächlich die
Qualität eines Hochschulstudiums eingeschränkt wird, zeigt
sich nicht nur an Erscheinungen wie überfüllten Hörsälen,
Wartezeiten auf Laborplätze oder auch sich verschlechtern-
den Betreuungsverhältnissen. Relativiert wird dies, wenn
man eine Unterscheidung in kleinere Studiengänge wie
Ägyptologie und „Massenstudiengänge“ wie das juristische
Studium oder das Studium der Betriebswirtschaftslehre vor-
nimmt. Denn erst wenn eine kritische Grenze überschritten
wird, beginnt aus Sicht der Studenten eine ausgeprägte Ri-
valität um die gemeinsamen Güter und Leistungen (vgl.
Straubhaar/Winz 1992, S. 59). Die Nutzungselastizität
nimmt damit in Abhängigkeit von der angebotenen Leis-
tung – bspw. Vorlesung, Seminar und Übung/Tutorium –
den Wert 0 <   < 1 an (vgl. Stuchtey 2000, S. 88-95). Die
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Nachdem nun der Gutstyp bestimmt wurde, muss die
wohlfahrtsoptimale Tarifierungsform ermittelt und das Ex-
tensionsniveau festgelegt werden. Zur Finanzierung der Be-
reitstellung des Klubkollektivgutes können grundsätzlich als
Tarifierungslösungen (1) ein gemischter Tarif bestehend aus
einer Grenzkosten- und/oder Rationierungsgebühr sowie
einem freiwilligen Beitrag oder (2) ein reiner Beitragstarif in
Betracht gezogen werden. Dabei muss die optimale Tarifie-
rung dem Subsidiaritäts- und dem Kongruenzprinzip genü-
gen. Das Subsidiaritätsprinzip verlangt, „dass stets nur der-
jenige Verbandstyp als legitimer Aufgabenträger anzusehen
ist, der möglichst bürgernah ist und gerade noch über das-
jenige Extensionsniveau verfügt, das zur Realisation der
richtigen Finanzierung und des Kongruenzprinzips erforder-
lich ist“ (Grossekettler 2006, S. 20). 
Nach dem Kongruenzprinzip muss
(1) das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz eingehalten wer-

den,
(2) das Verbandsmanagement Anreize zu sorgfältigen Kos-

ten-Nutzenabwägungen haben und
(3) das Verbandsmanagement durch die Verbandsmitglie-

der für die getroffene Entscheidung hinsichtlich Nutzen
und Kosten uno actu in ein und derselben Wahl kontrol-
liert werden können.

Zur Durchsetzung des Kongruenzprinzips stehen unter-
schiedliche Möglichkeiten zur Verfügung, die mit Hilfe des
Extensionsniveaus beschrieben werden (Grossekettler 2006,
S. 17). Für das Klubkollektivgut Lehre kämen das Niveau
eines privaten Vereins bzw. einer privaten Genossenschaft
(e = 1) in Frage; eine Bereitstellung über das Individualni-
veau (e = 0) hingegen scheidet aus. Eine Vereinslösung (e =
1) unterscheidet sich von einer Marktlösung (e = 0) da-
durch, dass zur Finanzierung neben Grenzkostengebühren
auch freiwillige Beiträge erhoben werden können. Würde
man ein höheres Extensionsniveau (e > 1) wählen, dann
könnten zur Finanzierung neben Zwangsbeiträgen (e = 2)
auch spezielle oder allgemeine Steuern herangezogen wer-
den (e > 2). Unter Beachtung des strengen Subsidiaritäts-
prinzips und des Kongruenzprinzips sollten die Nutzer, d.h.
alle Studenten, bei der Einschreibung einen (Semester-)Bei-
trag und eine Rationierungsgebühr bei Überfüllungserschei-
nungen entrichten. Im Gegenzug würde dem Nutzerkreis
das Recht der entgeltfreien Nutzung aller Hochschulleistun-
gen zugesprochen. Transaktionskostengründe, die in der Er-
hebung und der Zurechnung der individuellen Grenzkosten
sowie der Kontrolle zu finden sind, sprechen aber gegen
einen solchen Tarif. In Frage kommt damit nur ein reiner
Beitragstarif. Eine Zwangsbeitragsfinanzierung (e = 2), wel-
che zur Finanzierung einem öffentlich-rechtlichen Verband
unterliegt, oder gar eine Steuerfinanzierung (e > 2) der
Lehre würde dagegen dem Äquivalenzprinzip und dem
strengen Subsidiaritätsprinzip widersprechen. Denn würde
man die Hochschulbildung auf dem Landesniveau (e = 4)
ansiedeln und aus Landessteuern finanzieren, wären die
Studenten – z.T. auch aus anderen Bundesländern – die Nut-
zer, alle Steuerpflichtigen aber die Zahler.
Ferner sollte auch bei der hochschulinternen Verteilung der
eingezogenen Studiengebühren das Äquivalenzprinzip be-
achtet werden. Damit dieses tatsächlich eingehalten wird,
ist selbst bei dem favorisierten Extensionsniveau e = 1 darauf
zu achten, dass die erhobenen Studiengebühren tatsächlich

zweite Teilelastizität, die so genannte Bereitstellungselasti-
zität, liegt im selben Wertintervall (0 <   < 1 ). Denn an-
fänglich lassen sich noch zusätzliche Bildungseinheiten da-
durch erbringen, dass z.B. Hörsäle länger und zeitlich effek-
tiver genutzt werden oder größere Veranstaltungen ange-
boten werden. Doch diese Kostendegressionsvorteile las-
sen sich nur in einem gewissen Umfang realisieren und sind
schnell ausgeschöpft. Der Rivalitätsgrad als Produkt beider
Teilelastizitäten bewegt sich damit zwischen den Extrema
„Null“ und „Eins“ (0 <    < 1).
Der Grad privatrechtlicher Exkludierbarkeit als weitere
Komponente zur Gutstypbestimmung ist eine Variable, die
eine Antwort auf die Frage geben soll, ob die Anwendung
des privatrechtlichen Ausschlussprinzips unter Berücksichti-
gung der damit einhergehenden Transaktionskosten wirt-
schaftlich vernünftig ist (Grossekettler 1991a, S. 76ff.; Gros-
sekettler 2007, S. 575). Wenn in der Literatur von „Exklu-
dierbarkeit“ gesprochen wird, sind regelmäßig Exklusions-
möglichkeiten auf der Basis des Privatrechts gemeint. Es
kann aber auch öffentlich-rechtlich exkludiert werden
(Grossekettler 2007, S. 570). Sind die Exklusionskosten
wirtschaftlich vertretbar, hat die Variable den Wert „Eins“.
Ist es dagegen auf Basis des Privatrechts nicht möglich, je-
manden von der Nutzung des Gutes auszuschließen, wenn
er keinen Beitrag zur Finanzierung leistet, hat der Grad der
privatrechtlichen Exkludierbarkeit den Wert „Null“. Der Ex-
kludierbarkeitsgrad muss aber nicht notwendigerweise
einen der beiden Extremwerte annehmen, sondern kann
auch zwischen diesen Werten liegen.
Dass im Bereich der Lehre ein Ausschluss wirtschaftlich ver-
nünftig durchführbar – d.h. unter Beachtung der dabei an-
fallenden Transaktionskosten bspw. für Kontrollaktivitäten
– und möglich ist, ist unbestritten. Derzeit nimmt diese
Funktion entweder die Universität selbst oder die staatlich
organisierte Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät-
zen (ZVS) wahr. 
Ein solcher Ausschluss wäre aber auch privatrechtlich mög-
lich, und nicht – wie heute realisiert – auf Basis des Öffent-
lichen Rechts. Studenten könnten zwar zu wirtschaftlich
vertretbaren Kosten nicht von der Teilnahme an Lehrveran-
staltungen ausgeschlossen werden, man könnte sie aber zu-
mindest – und dies scheint zweckmäßig – von der Teilnah-
me an Klausuren und Seminaren auf Basis des Privatrechts
ausschließen. Der Exkludierbarkeitsgrad beträgt damit
„Eins“ (Stuchtey 2000, S. 99).

Zusammenfassend lässt sich für den Gutstyp damit Folgen-
des festhalten:
Rivalität entsteht bei der Nutzung des Gutes Lehre zwar in
den Massenfächern, nicht aber in den „Orchideenfächern“,
da dort die Bereitstellungsmenge und damit auch die Be-
reitstellungskosten praktisch, d.h. in bestimmten Grenzen,
unabhängig von der Zahl der Nutzer sind. Ein privatrechtli-
cher Ausschluss von der Ausbildung in einer Hochschule
scheint weder privatrechtlich zweifelhaft noch ist er mit un-
verhältnismäßig hohen Transaktionskosten durchzusetzen.
Die Ausbildungsfunktion einer Hochschule stellt damit ein
Klubkollektivgut dar, bei dem zum Teil Überfüllungskosten
auftreten (Stuchtey 2000, S. 94). Stuchtey weist als Extrem-
fall sogar nach, dass Seminare – sofern sie zulassungsbe-
schränkt und betreuungsintensiv sind – Individualgüter sein
können.
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den Studierenden, die sie entrichten, zu Gute kommen. So
darf es gemäß dem Äquivalenzprinzip nicht sein, dass von
den Studierenden des einen Fachbereichs bzw. Studienfachs
erhobene Studiengebühren zum großen Teil Studierenden
anderer Fachbereiche bzw. Studienfächer zu Gute kommen.
In einem solchen Fall kämen die Studiengebühren für die
benachteiligten Studierenden einer Steuer gleich, d.h. einer
Zwangsabgabe ohne direkte Gegenleistung.
Bei der Ermittlung des optimalen Verbandstyps sollte darü-
berhinaus beachtet werden, ob Transaktionskostenerspar-
nisse bei einem Abweichen von der strengen Anwendung
des Subsidiaritätsprinzips erzielt werden können. Die durch
die Kollektivgütertheorie nahe gelegte Bereitstellungsemp-
fehlung für die Wahl des optimalen Verbandstyps sollte vor
diesem Hintergrund erneut überprüft werden. Es wurde
bislang gezeigt, dass die Lehre auf Vereinsebene bereitge-
stellt werden sollte, also von privaten Hochschulen. Eine
Argumentation für eine Bereitstellung auf einem höheren
Extensionsniveau ließe sich damit rechtfertigen, dass man
die Lehre als Kuppelprodukt der Grundlagenforschung be-
greift (Stuchtey 2000, S. 100). Die Finanzierungsformen
sollten sich hingegen nicht ändern, da durch den Übergang
von Grenzkostengebühren und freiwilligen Beiträgen auf
Zwangsbeiträge und Steuern 
(1) unnötig in die Entscheidungsfreiheit der Nutzer und bei

Steuern sogar aller Steuerpflichtigen eingegriffen wird, 
(2) bei einer Steuerlösung enorme Zusatzlasten entstehen

und 
(3) zumindest bei einer Steuerlösung das Äquivalenzprinzip

– wie bereits erörtert – verletzt wird. 

Der Beitragseinzug hingegen könnte transaktionskosten-
günstig auf Hochschulebene gemeinsam mit dem Beitrag
für das Semesterticket eingezogen werden. Aus dieser Ar-
gumentation heraus ist die Anhebung des Extensionsni-
veaus auf e > 1 nicht haltbar.
Gemäß dem GL-Schema ist weiterhin zu prüfen, ob die Ver-
einslösung – möglich wären hier ein Verein der Hochschul-
lehrer, von dem die Studenten Lehrleistungen nachfragen,
oder ein Verein der Studenten, der Hochschullehrer be-
schäftigt – durch Anbieterwettbewerb, der stets zu präferie-
ren ist, ersetzt werden kann. Dies wäre dann der Fall, wenn
es mehrere Anbieter für eine bestimmte Leistung gäbe, die
auch ohne eine Nachfragebündelung in Form eines Vereins
ein entsprechendes Angebot schaffen würden. Beim Klub-
kollektivgut Hochschullehre ist diese Möglichkeit gegeben.
Zum einen lässt sich dies durch die bereits existierenden
privaten Hochschulen im deutschsprachigen Raum zeigen,
z.B. anhand der WHU in Vallendar oder der Universität
WittenHerdecke. Zum anderen belegen dies die Erfahrun-
gen aus dem amerikanischen Raum. Zur Funktionsfähigkeit
des Anbieterwettbewerbs trägt der Bologna-Prozess bei,
der – wenn auch noch unverbindlich – europaweit gültige
Standards wie einheitliche und vergleichbare Abschlüsse
oder ein einheitliches Leistungspunktesystem, das so ge-
nannte European Credit Transfer System (ECTS), festlegt.
Zusammenfassend lässt sich damit festhalten, dass die favo-
risierte Vereinslösung in Bezug auf das Klubkollektivgut
Hochschullehre durch Anbieterwettbewerb ersetzt werden
sollte.

Es ist jedoch fraglich, ob das unter reinem Anbieterwettbe-
werb entstehende (privat-wirtschaftliche) Gleichgewicht
auch wohlfahrtsoptimal ist. In der Literatur als auch in der
politischen Diskussion werden hierfür verschiedene Argu-
mente angeführt, die einen staatlichen Eingriff rechtferti-
gen könnten. Sehr häufig wird die meritorische Eigenschaft
der Hochschulbildung angeführt (Nagel/Jaich 2002, S. 2ff.).
Doch dieses auf Musgrave zurückgehende Konzept er-
scheint vor dem Hintergrund der Konsumentensouveränität
ökonomisch wenig plausibel.
Schaut man darüber hinaus aber auf positive externe Effek-
te, die durch die Ausbildungsfunktion der Hochschulen
entstehen, so begründen diese als Marktversagensquelle
sehr wohl staatlichen Handlungsbedarf und bedingen eine
steuerfinanzierte Subventionierung der Lehre. Gleichwohl
scheint es aber mehr als fraglich, ob sich damit ein Studium
zum Nulltarif rechtfertigen lässt (Wigger 2004, S. 227). Für
die Quantifizierung der Subventionshöhe bedarf es
zunächst einer umfassenden Analyse des Ausmaßes der ex-
ternen Effekte und der Preiselastizität des Angebots sowie
der Nachfrage. Hierauf soll aber an dieser Stelle nicht näher
eingegangen werden. Das und welche externen Effekte vor-
liegen, wird aber ausführlich diskutiert bei Schmidtchen
(2005), Schmidtchen/Kirstein (2005), Stuchtey (2000, S.
107ff.) sowie Dilger (1998, S. 10ff.). Vielfach wird auch
fälschlicherweise durch das Vorliegen solcher externen Ef-
fekte auf den Gutscharakter geschlossen. Der Gutstyp und
damit die bislang entwickelte Bereitstellungsempfehlung
ändern sich aber durch das Vorliegen von externen Effekten
nur dahingehend, dass zur Beitragsfinanzierung eine weite-
re Finanzierungsform in Form einer Steuersubventionierung
zur Internalisierung hinzugefügt wird.
Für die praktische Umsetzung ist darüber hinaus die distri-
butionspolitische Komponente in Bezug auf die Erhebung
der Studienbeiträge zu berücksichtigen. Denn gerade diese
nimmt eine zentrale Stellung in der öffentlichen Diskussion
ein. Insbesondere sollte keinem der Zugang zu Hochschul-
bildung auf Grund seiner Einkommensverhältnisse und sei-
ner sozialen Stellung verwährt werden. Ob ein staatlicher
Eingriff ökonomisch gerechtfertigt ist und ob der Staat über
ein effektives, erforderliches und verhältnismäßiges Instru-
ment verfügt, kann bspw. mit Hilfe des so genannten ML-
Schemas geprüft werden, das von Grossekettler (2007, S.
625ff.) entwickelt wurde. Als Instrumente kommen prinzi-
piell die Bezuschussung von Studenten, Bildungsgutschei-
ne, Kredite oder Stipendien in Frage. Eine umfassende Be-
trachtung der praktisch umgesetzten Studiengebührenmo-
delle findet man z.B. bei Hadamitzky et al. (2008).

33..  FFaazziitt
BBisher war es den Bundesländern aufgrund des verfas-
sungsrechtlich verankerten Studiengebührenverbots nicht
möglich, allgemeine Studiengebühren einzuführen. Ausge-
nommen hiervon waren aber Langzeit-, Zweitstudien- oder
Verwaltungsgebühren. Mit dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 26. Januar 2005 wurde dieses Studien-
gebührenverbot für nichtig erklärt. Wirtschaft, Politik und
Wissenschaft haben sich seither mit der Ausarbeitung von
konkreten Gebühren- und Beitragsmodellen beschäftigt. Ei-
nige Bundesländer haben diese bereits umgesetzt.
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In diesem Beitrag wurde versucht zu klären, wie die opti-
male Bereitstellung des Gutes Hochschulstudium aussehen
sollte. Damit wird den hochschulpolitischen Entschei-
dungsträgern eine geeignete und ökonomisch fundierte
Handlungsempfehlung gegeben, die es ermöglicht, beste-
hende Studiengebührenmodelle zu evaluieren und weiter-
zuentwickeln. 
Die hier erarbeitete Bereitstellungsempfehlung sieht im
Einzelnen wie folgt aus:
• Das Extensionsniveau für die Hochschulbildung nimmt

einen Wert von „Eins“ an. Die damit verbundene Vereins-
lösung sollte jedoch durch Anbieterwettbewerb ersetzt
werden. Dazu sollten die Hochschulen privatisiert wer-
den.2

• Die Festlegung der Beitragsstruktur sollte den Universitä-
ten selbst überlassen werden.

• Hochschulintern muss bei der Verteilung der Studienge-
bühren gemäß dem Äquivalenzprinzip darauf geachtet
werden, dass diejenigen, die die Studiengebühren zahlen,
auch von den daraus finanzierten Leistungen profitieren.

• Das Vorliegen externer Effekte lässt aus allokationstheo-
retischer Sicht eine Subventionierung aus Steuermitteln
durchaus zu. In der Literatur wird daher die Hochschulbil-
dung vielfach auch als gemischtes Gut bezeichnet (Dilger
1998, S. 9f.). Die Höhe der Subvention sollte jedoch erst
nach einer umfassenden Analyse und der damit verbun-
denen Quantifizierung der externen Effekte festgelegt
werden.

• Flankierende Maßnahmen, die den Zugang zur Hoch-
schulbildung unabhängig der Einkommensverhältnisse
gewährleisten (z.B. in Form von Bildungsgutscheinen),
sollten in die Gesamtlösung eingebunden werden.

Es besteht damit bei der zukünftigen Umsetzung der Be-
reitstellung und Finanzierung des Gutes Hochschulstudi-
um, aber auch in Bezug auf die Abschätzung der Höhe der
positiven externen Effekte und der Legitimation der distri-
butiven Komponente, weiterer Handlungs- und For-
schungsbedarf.

LLiitteerraattuurrvveerrzzeeiicchhnniiss

Dilger, A. (1998): Eine ökonomische Argumentation gegen Studienge-
bühren, Diskussionsbeiträge der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifs-
wald, Diskussionspapier Nr. 4.

Goldbeck, J. (1991): Die Deichgenossenschaft. Eine Analyse ihrer histori-
schen Entwicklung auf der Basis der Kollektivgüter- und Genossen-
schaftstheorie, Kooperations- und genossenschaftswissenschaftliche
Beiträge des Instituts für Genossenschaftswesen der Universität Müns-
ter, Band 29.

Grossekettler, H. (1991a): Die Versorgung mit Kollektivgütern als ordnungs-
politisches Problem. In: Ordo, Jahrbuch für die Ordnung von Wirtschaft
und Gesellschaft, Band 42, Stuttgart, S. 69-89.

Grossekettler, H. (1991b): Zur theoretischen Integration der Wettbewerbs-
und Finanzpolitik in die Konzeption des ökonomischen Liberalismus. In:
Jahrbuch für Neue Politische Ökonomie, Band 10/1991, Tübingen, S.
103-144.

Grossekettler, H. (2006): Verbände zwischen Markt und Staat aus finanzwis-
senschaftlicher Sicht. In: Schmidt-Trenz, H.J./Stober, R. (Hg.), Jahrbuch
für Recht und Ökonomik des Dritten Sektors, S. 13-35.

Grossekettler, H. (2007): Öffentliche Finanzen. In: Apolte, Th. et al. (Hg.),
Vahlens Kompendium der Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspolitik,
München, S. 561-721.

Hadamitzky, A./Blanckenburg, K.v./Backhaus, C. (2007): Die Bereitstellung
von öffentlich-rechtlichen Fernseh- und Rundfunkprogrammen – Eine
Analyse auf Basis der Kollektivgütertheorie, Perspektiven der Wirt-
schaftspolitik, Heft 3/07.

Hadamitzky, A./Geist, A./Blanckenburg, K.v. (2008): Studiengebührenmo-
delle in der Praxis. In: Das Hochschulwesen, Heft 1/2008, S. 6-11.

Horstkötter, A. (2005): Eine Produktionsfunktion für die universitäre Lehre,
Volkswirtschaftliche Diskussionsbeiträge der Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster, Nr. 368.

Horstkötter, A. (2008): Ökonomik der Universität: Ein produktionstheoreti-
scher Ansatz, Marburg.

Kurtsiefer, J. (1997): Die Deregulierung der Mobilfunkmärkte Deutschlands,
Schriften zur wirtschaftlichen Analyse des Rechts, Band 31, Berlin.

Nagel, B./Jaich, R. (2002): Bildungsfinanzierung in Deutschland – Analyse
und Gestaltungsvorschläge, Endbericht an die Max-Träger-Stiftung.

Petersen, H.G. (2006): Studiengebühren – Chance und Risiken einer Reform
der Hochschulfinanzierung, Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeiträge
an der Universität Potsdam, Diskussionsbeitrag 51.

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung (2004): Jahresgutachten 2004/05: Erfolge im Ausland – Herausfor-
derungen im Inland.

Sander, L. (1987): Aufgaben und Einnahen der Kommunen in der Bundesre-
publik Deutschland. Eine ökonomische Analyse im Lichte der Kollektiv-
gütertheorie, Empirische Wirtschaftsforschung, Band 4.

Schmidtchen, D. (2005): Mehr Effizienz und Gerechtigkeit im Hochschulbe-
reich: Zur Effizienz und Gerechtigkeit von Studiengebühren, German
Working Papers in Law and Economics, Paper 4.

Schmidtchen, D./Kirstein, R. (2005): Mehr Markt im Hochschulbereich. Zur
Effizienz und Gerechtigkeit von Studiengebühren. In: Ordo, Jahrbuch für
die Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft, Band 56, Stuttgart, S.
237-260.

Straubhaar, T./Winz, M. (1992): Reform des Bildungswesens: kontroverse
Aspekte aus ökonomischer Sicht, Sozioökonomische Forschungen, Heft
27.

Stuchtey, T.H. (2000): Die Finanzierung von Hochschulbildung. In: Henke,
D. et al. (Hg.), Europäische Schriften zu Staat und Wirtschaft, Band 6,
Baden-Baden.

Wigger, B.U. (2004): Subventionierung versus öffentliche Bereitstellung der
Hochschulausbildung und die Rolle der Einkommensbesteuerung. In:
Franz, W. (Hg.), Bildung, Wirtschaftswissenschaftliches Seminar Ottobe-
uren, Tübingen, S. 227-246.

Andreas  Hadamitzky, Dipl.-Kaufmann, Wiss.
Mitarbeiter und Doktorand, Institut für Finanz-
wissenschaft, Westfälische Wilhelms-Universität
Münster, 
E-Mail: 12anha@wiwi.uni-muenster.de.

Alexander  Geist, Dipl.-Volkswirt, Wiss. Mitar-
beiter und Doktorand, Institut für Finanzwissen-
schaft, Westfälische Wilhelms-Universität Mün-
ster, E-Mail: 12alge@wiwi.uni-muenster.de.

Korbinian  von  Blanckenburg, Dipl.-Volkswirt,
Wiss. Mitarbeiter und Doktorand, Institut für Fi-
nanzwissenschaft, Westfälische Wilhelms-Uni-
versität Münster, 
E-Mail: 12kobl@wiwi.uni-muenster.de.

2 Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb der Staat neben der Bereitstellungs-
auch die Herstellungsaufgabe in Bezug auf die Hochschulen übernehmen
sollte. Zudem kann die Grundlagenforschung, bei der die höchsten positi-
ven externen Effekte zu vermuten sind, z.B. über die Subventionierung von
Forschungsprojekten gefördert werden, so dass auch dieses Argument
gegen die Privatisierung der Hochschulen nicht haltbar ist.

im  Verlagsprogramm  erhältlich:  

Herman  Blom:  Der  Dozent  als  Coach  

ISBN 3-937026-15-0, Neuwied 2000, 123 Seiten, 15.90 Euro

Bestellung - Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22

R
ei

he
  

H
SW

:  
W

is
se

ns
ch

af
t  

un
d  

Pr
ax

is

A.  Hadamitzky,  A.  Geist  &  K.  v.  Blanckenburg  Studiengebühren  aus  finanzwissenschaftlicher  ...HM



42 HM 2/2008

Studiengebühren HM

dierenden in NRW müssen diese „indirekten“ Bafög-Leis-
tungen finanzieren.
Die dritte und neueste Aufgabe ist die Quersubventionie-
rung des Zinssatzes für die Darlehen durch den Ausfallfond.
Die NRW.Bank kann – egal welche Entwicklung die Zinsen
nehmen – den Darlehensnehmern den aktuellen Stand ga-
rantieren. Eine mögliche Zinsdifferenz wäre durch den Aus-
fallfond zu bezahlen.
Gespeist wird der Ausfallfond direkt von den Studienbei-
tragseinnahmen der Hochschulen. In Nordrhein-Westfalen
mussten im Wintersemester 2006/07 23% und im Som-
mersemester 2007 18% aller Einnahmen aus Studienbeiträ-
gen an den Ausfallfond abgeführt werden. Im Sommerse-
mester 2007 hat die NRW.Bank mehr als 35 Mio. Euro für
den Ausfallfond eingenommen.
Diesen 35 Mio. Euro standen im Sommersemester „nur“
34.000 Darlehensnehmer gegenüber. Selbst wenn alle
Darlehensnehmer ihre Darlehen nicht zurückzahlen können
(Ausfall) oder müssen (Bafög-Kappungsgrenze), so läge das
maximale Risiko mit ca. 20 Mio. Euro deutlich unter der
Rückstellungssumme.
Der Anstieg der Darlehensnehmer zum Wintersemester
2007/08 auf 51.000 Studierende macht aber deutlich, dass
die Berechnung des tatsächlichen Bedarfs ein äußerst kom-
plexer Vorgang ist. Die besondere Problematik des Ausfall-
fonds liegt in der Tatsache, dass die Ausfälle und die weite-
re Entwicklung (Darlehensnehmer, Zinssatz, etc.) teilweise
weit in der Zukunft liegen.
Die NRW.Bank nimmt für Studienbeitragsdarlehen zurzeit
einen Nominalzinssatz von 5,9%. Dieser setzt sich aus
einem Zinssatz (6-Monate Euribor) sowie einer Verwal-
tungskostenpauschale zusammen. Die Höhe des Zinssatzes
ist allerdings umstritten, da die NRW.Bank faktisch kein Ri-
siko bei den Darlehen eingeht. Jeder Ausfall von Darlehen
wird durch den Ausfallfond gespeist. Experteninterviews an
ausgesuchten Hochschulen haben ergeben, dass den Hoch-
schulen nicht bekannt ist, in welcher Form zu viel einge-
sammeltes Geld verwendet wird. Die Verzinsung des Gut-
habens etc. ist auch nicht bekannt.

22..  PPrroobblleemmbbeesscchhrreeiibbuunngg  uunndd  ssyysstteemmaattiisscchhee
AAnnaallyyssee  ddeerr  BBeerreecchhnnuunnggssmmeetthhooddeenn

ZZiel dieses Beitrags ist es, die Quote für den Ausfallfond zu
berechnen. Der Ausfallfond muss finanziell in der Form aus-
gestattet sein, dass er seinen gesetzlich auferlegten Zahlungs-
verpflichtungen zu jedem Zeitpunkt nachkommen kann.

„Mehr  Geld  für  die  Unis“  hieß  es  am  29.  Mai  in  Teilen  der
nordrhein-wwestfälischen  Presse.  Ab  sofort  müssen  die
Hochschulen  in  NRW  nur  noch  14%  statt  vormals  18%  der
Studienbeiträge  an  den  Ausfallfonds  bei  der  NRW.Bank  ab-
führen.  Beim  Start  der  Studienbeiträge  hatte  die  Abführung
noch  23%  betragen.  Die  nachfolgende  Berechnung  zeigt
erstens  die  Einflussgrößen  und  Zusammenhänge  der  Quote
auf  und  zweitens  wird  berechnet,  dass  –  für  eine  Betrach-
tung  bis  zum  Sommersemester  2020  –  sogar  eine  Quote  für
den  Ausfallfond  von  13%  ausreichen  würde.  Der  Beitrag
kann  und  soll  Transparenz  in  den  für  viele  Hochschulen
schwer  zu  durchschauenden  und  wie  eine  „Black  Box“  wir-
kenden  Ausfallfond  der  NRW.Bank  bringen.  Das  Absenken
dieser  Quote  würde  schließlich  zu  weiteren  finanziellen
Verbesserungen  an  den  Hochschulen  in  Nordrhein-WWestfa-
len  führen.

11..  AAuussggaannggssssiittuuaattiioonn
DDurch die Einführung von allgemeinen Studienbeiträgen
zum Wintersemester 2006/07 in Nordrhein-Westfalen
wurde per Gesetz die Schaffung eines Ausfallfonds bei der
NRW.Bank beschlossen. Um die studentische Belastung
durch Studienbeiträge zu verringern, wurde die NRW.Bank
verpflichtet, Studenten ein Darlehen zur Vorfinanzierung
der Studienbeiträge anzubieten. Stellt der Student einen
Darlehensantrag, so bezahlt die NRW.Bank die Studien-
beiträge. Nach Abschluss des Studiums müssen Studieren-
de nach einer zweijährigen Karenzphase die Studienbeiträ-
ge in monatlichen Beträgen von 50 Euro, 100 Euro oder
150 Euro zurückzahlen (vgl. §§ 12-16 HFGG).
Der Ausfallfond der NRW.Bank muss drei Funktionen erfül-
len. Erstens muss dieser die Rückzahlung von Darlehen, die
durch den studentischen Darlehensnehmer nicht zurückge-
zahlt werden können, an die NRW.Bank gewährleisten.
Zweitens werden durch den Fond die Studienbeiträge von
Bafög-Empfängern bezahlt, die oberhalb der gesetzlich de-
finierten Höchstgrenze liegen. Die Höchstgrenze – eine Art
Kappungsgrenze – stellt dabei die Summe aus Rückzah-
lungsbetrag gemäß Bafög sowie den Studienbeiträgen in-
klusive der anfallenden Zinsen dar. In Nordrhein-Westfalen
ist die Höchstgrenze als Minimum aus Anzahl der Fachse-
mester mal 1.000 Euro oder maximal 10.000 Euro zu ver-
stehen. Diese Maßnahmen fördert zwar die Sozialverträg-
lichkeit von Studienbeiträgen, aber diese „Geschenke“ an
Bafög-Empfänger (die ausdrücklich begrüßt werden) wer-
den nicht etwa vom Land/Bund finanziert, sondern alle Stu-
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demnach auf Basis eines modifizierten VOFIs: Die Berech-
nung wird durch ein Excel-Tool und mit einem Zeithorizont
bis zum Jahre 2020 durchgeführt. Bis zu diesem Zeitpunkt
lassen sich bedingt konkrete Prognosen zu den Studieren-
denzahlen treffen. Prognosen darüber hinaus sind nicht
machbar. Zielwert ist ein Mittelbestand von annähernd Null
im letzten betrachteten Semester.

33..  BBeerreecchhnnuunnggssmmeetthhooddiikk  aauuff  BBaassiiss  eeiinneess  
„„mmooddiiffiizziieerrtteenn  VVOOFFIIss““

DDie Berechnung der Quote für den Ausfallfond erfolgt auf
Basis des zuvor modifizierten VOFIs. Es werden die Studie-
rendenzahlen und damit die voraussichtlichen Ausfälle bis
zum Jahre 2020 betrachtet. Diese führen gemäß der unter-
stellten Annahmen, die im weiteren Verlauf noch näher er-
läutert werden, zu Auszahlungen für den Ausfallfond maxi-
mal bis zum Jahre 2027. Den Auszahlungsströmen stehen
die Einzahlungsströme gegenüber. Abbildung 1 zeigt in
schematischer Form den Kern-VOFI sowie die ergänzenden
Berechnungen.
Zur exakten Berechnung werden die nummerierten fünf
Blöcke benötigt:
Das erste Themenfeld berechnet die Einzahlungen. Hierzu
wird semesterweise auf Basis der zu erwartenden Studie-
rendenzahlen die Anzahl der zahlenden Studierenden er-
mittelt. Multipliziert man diesen Wert jeweils mit dem Stu-
dienbeitragssatz und der Quote für den Ausfallfond, so er-
hält man die Einzahlungen. In diesem Themenfeld findet
sich auch die kritische, zu ermittelnde Zielgröße Quote
„Ausfallfond“. Diese stellt die „Stellschraube“ für den Be-
rechnungsprozess dar.
Der Kern der Berechnung ist im zweiten Block dargestellt.
In diesem Block laufen die einzeln berechneten Größen zu-
sammen. Startgröße sind die Einzahlungen. Addiert man
hierzu den Mittelbestand der Vorperiode sowie die semes-
terbezogenen Habenzinsen, so erhält man den Wert für die
„Vorhandenen Mittel“. Subtrahiert man von diesem Wert
die Auszahlungen, so erhält man den jeweiligen Mittelbe-
stand. Erstes Semester der Betrachtung ist das WS 2006/07,
letztes Semester wird das Sommersemester 2027 sein. Die
hier dargestellte Berechnung muss für jedes Semester erfol-
gen und gemäß dargestelltem Zusammenhang fortgeschrie-
ben werden. Der Zielwert ist zudem der Mittelbestand des
letzten Semesters.
Das dritte Feld hat ergänzenden Charakter, da die Berech-
nung der Habenzinsen dargestellt wird.  Diese ergeben sich
als Produkt aus halbjährlichem Habenzinssatz und dem
Mittelbestand des Vorsemesters.
Der vierte Block hat nur indirekten Einfluss auf die Gesamt-
berechnung, da hier durch die Berechnung der jeweiligen
Ausfälle pro Semester die Grundlagen für den fünften Block
geschaffen werden. Ausgehend von der Anzahl der zahlen-
den Studierenden wird die Anzahl der Darlehensnehmer
durch Multiplikation mit der Quote „Darlehensanträge“ be-
rechnet. Nur für Darlehensnehmer besteht überhaupt die
Gefahr eines Ausfalles und damit für den Ausfallfond zu
einer Belastung zu werden. Unterschieden werden muss
zwischen drei Arten von Ausfällen, die auftreten können:
1. Darlehensnehmer, die Bafög oberhalb der kritischen

Grenze beziehen und die daher am Ende über der Kap-
pungsgrenze liegen;

Der Ausfallfond wird gemäß § 17 Abs. 1 HFGG als nicht
rechtsfähiges Sondervermögen des Landes errichtet. Er
kann aber im eigenen Namen Rechtsgeschäfte durchführen
(vgl. § 17 Abs. 2 HFGG). Gemäß § 17 Abs. 3 HFGG deckt
der Fond seine Kosten durch Leistungen, die von den
Hochschulen aus dem Aufkommen der Studienbeiträge ge-
zahlt werden. Die angesprochenen Leistungen sind die Ein-
zahlungen, die der Ausfallfond jeweils pro Semester von
den Hochschulen bekommt. Zum jetzigen Zeitpunkt hat
der Ausfallfond aber keine Kosten, da er keine Auszahlun-
gen vornehmen muss. Die Auszahlungen des Ausfallfonds
fallen – wenn überhaupt – erst in mehreren Jahren bzw.
Jahrzehnten an:
Der Ausfallfond geht in jedem Semester für jeden Darle-
hensnehmer des jeweiligen Semesters die Verpflichtung
ein, der NRW.Bank ggf. das Darlehen inkl. aufgelaufener
Zinsen zu erstatten. Die Verpflichtung wird in jedem Se-
mester eingegangen, während die Auszahlungen sowohl
der Höhe (die Anzahl der ausfallenden Darlehensnehmer ist
ungewiss) als auch des Zeitpunktes nach unsicher sind.
Die Berechnung kann in Anlehnung an die Investitionsrech-
nung, die zahlreiche Methoden und Modelle zur Berech-
nung von Investitionsentscheidungen anbietet, erfolgen.
„Investieren heißt, allgemeine Ressourcen (z.B. Zahlungs-
mittel), die verfügbar oder beschafft worden sind, für einen
bestimmten und auf die Zukunft gerichteten Zweck einzu-
setzen.“ (Spremann 1996, S. 353)
Die drei Kriterien für Investitionen (mehrperiodige Betrach-
tungsweise, Unsicherheit und Irreversibilität) werden vom
Ausfallfond erfüllt, da der Ausfallfond zahlreiche Semester
betrachten muss, die zukünftigen Zahlungen unsicher sind
und die finanziellen Ressourcen nur für einen Zweck bereit-
gestellt werden.
Der Ausfallfond stellt aber nur bedingt eine Investition im
klassischen Sinne dar, da keine Rendite erzielt werden muss
und es nur eine Investitionsmöglichkeit gibt. Die Berech-
nung erfolgt vielmehr im Sinne eines Methodentransfers:
Die Investitionsrechnung dient der Berechnungsproblema-
tik, da es Einzahlungs- und Auszahlungsströme gibt, die
von der Stellschraube „Quote Ausfallfond“ abhängen.
Das Konzept eines vollständigen Finanzplans (VOFI) berech-
net die Entscheidung in Form einer tabellenorientieren Inve-
stitionsrechnung (vgl. Grob 2001, S. 93ff.). Der VOFI bildet
dabei spaltenweise eine Zeitreihe ab, in dessen Mittelpunkt
die Zahlungsströme stehen. Neben der Kernberechnung gibt
es je nach Bedarf eine Reihe von Nebenrechnungen, die die
Hauptberechnung ergänzen. 
Abschließend werden ebenfalls periodisch die Kredit- und
Guthabenbestände ermittelt. Zielwert eines VOFIs ist stan-
dardmäßig der Endwert des Investitionsobjektes. Dieser
lässt sich als „Saldo zwischen den Guthaben- und Kreditbe-
ständen am Ende des Planungshorizonts“ (Grob 2001, S.
104) berechnen.
Die Vorteile und damit die Anwendbarkeit für den Ausfall-
fond sind dadurch gegeben, dass mit Originalgrößen in
einer Art Totalmodell gerechnet wird. Der VOFI fördert
zudem die Transparenz und die Einfachheit, da alle Zah-
lungsströme dargestellt werden und nicht in eine Formel
einfließen.
Auf Grund der unterschiedlichen Ausgestaltung des Ausfall-
fonds muss das klassische VOFI-Modell noch auf die ge-
naue Situation angepasst werden. Die Berechnung erfolgt
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finden nämlich erst dann statt, wenn
ein Darlehensnehmer die Rückzah-
lung des Darlehens nicht leisten muss
bzw. kann.
Ein Ausfall führt erst dann zu Auszah-
lungen, wenn sowohl das Studium
beendet (Abschluss oder Abbruch) als
auch eine 2-jährige Karenzphase ab-
gewartet ist. In der Abbildung und
damit auch in der Berechnung wer-
den aber fünf Semester als Über-
gangszeit betrachtet, da die unter-
schiedlichen Zahlungszeitpunkte in-
nerhalb der Semester dieses bedingen
(vgl. den Tilgungs- und Kappungs-
grenzenrechner der NRW.Bank:
http://www.nrwbank.de/tilgungs-
rechner/Form.jsp). Die Darlehensneh-
mer, die ausfallen werden, setzen sich
zudem aus Studierenden unterschied-
licher Semester zusammen. Es wird
unterstellt, dass jeweils 10% im er-
sten, zweiten, dritten, etc. Semester
sind. Für die Berechnung wurde von
einer Studiendauer von 10 Semestern
ausgegangen. Betrachtet man nun die
komplette Anzahl an Ausfällen eines
Semesters, so führen die Zehntseme-
sterstudierenden zu Ausfällen nach
fünf weiteren Semestern. Die Neunt-
semesterstudierenden wären dem-
nach auch Teil der ausfallenden Darle-
hensnehmer des folgenden Semes-
ters. Der Ausfall des Semesters würde
also erst nach sechs weiteren Seme-
stern anfallen. Der obere Teil des
fünften Blockes zeigt diese Verteilung
auf.
Nach der Verteilung der Ausfälle kann
nun im unteren Teil des fünften Feldes
die Berechnung der Auszahlungen
vorgenommen werden. Die Auszah-
lungen sind in drei Bereiche geglie-
dert: erstens die auf Grund der Erstat-

tung des ausgefallenen Studienbeitrages inklusive der Zin-
sen, zweitens die für die Verwaltungskostenpauschale (nur
für Kontrollzwecke nötig) und drittens die für das Fondma-
nagement.
Die Auszahlungssumme setzt sich aus den Studienbeiträgen
sowie aufgelaufenen Zinsen zusammen. Die Zinsen werden
für jedes Semester, das zwischen Anfall und Entstehung
liegt, mit einem festen Wert berechnet. Dieses liegt u.a.
daran, dass während der Karenzphase eine Stundung vorge-
nommen wird und so der Zinseszinseffekt nur wenig zur Gel-
tung kommt. Der Wert setzt sich aus dem halbjährlichen
Zinssatz des Darlehens (Habenzinssatz plus Konditionenmar-
ge) multipliziert mit dem Studienbeitragssatz zusammen.
Aus dieser Annahme lässt sich zudem ein maximaler Zah-
lungshorizont bis zum SS 2027 ableiten. Ist ein Erstsemes-
terstudierender im letzten betrachteten Semester (2020) ein
Darlehensnehmer, der ausfallen wird, so führt dieses gemäß
der getroffenen Annahme erst nach Abschluss des Studiums

2. Bafög beziehende Darlehensnehmer, die zwar unterhalb
der kritischen Grenze liegen, aber die Darlehensschuld
am Ende nicht zurückzahlen können;

3. Darlehensnehmer, die kein Bafög beziehen und am Ende
das Darlehen nicht zurückzahlen können.

Aufbauend auf der Anzahl der Ausfälle, wird im fünften
Themenfeld die Hauptberechnung – also die Verteilung der
Ausfälle und die sich ergebenden Auszahlungen – durchge-
führt. Eingangs muss eine Unterscheidung zwischen dem
Zeitpunkt der Verpflichtungsentstehung und dem Anfall der
Auszahlung getroffen werden. Die Verpflichtung erfolgt
gemäß der Berechnung aus dem vierten Abschnitt. Die dort
ermittelten Werte stellen die Anzahl der Verpflichtungen in
dem jeweiligen Semester dar. Zu Ausfällen im Sinne von
Auszahlungen führen die Ausfälle aber deutlich zeitversetz-
ter. Die Auszahlungen vom Ausfallfond an die NRW.Bank

Abbildung 1: Schematische Darstellung der Berechnung (t steht für die Zeitpunkte
t1, t2, t3, etc. und exemplarisch für jeweils ein Semester) 
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vor), so erhält man den Zinssatz des Darlehens von 5,9%
p.a. Dieser Wert entspricht dem aktuellen Zinssatz des
NRW.Bank-Darlehens.
Die Quote „Darlehensnehmer“ liegt bei 20% der zahlenden
Studierenden, die ein Darlehen bei der NRW.Bank in An-
spruch nehmen. Um drastische Anstiege am Anfang der
Realität – als einer sich stetig fortschreitenden Entwicklung
– anzupassen, wurde ein maximal 20%iger Anstieg im Ver-
gleich zum vorherigen Semester berücksichtigt. Für die ers-
ten drei Semester wurde jeweils der tatsächliche Wert für
die Berechnung herangezogen.
Der Anteil der Bafög-Empfänger an den Darlehensnehmern
wird mit 90% bemessen. Des Weiteren wird davon ausge-
gangen, dass hiervon 65% „oberhalb der kritischen Grenze“
liegen. Diese müssen keine Rückzahlung leisten, da sie über
die Kappungsgrenze kommen.
Zusätzlich berücksichtigt werden muss die Änderung des
Bafögs im Jahr 2008, da der Anteil der Bafög-Empfänger
voraussichtlich steigen wird. Es werden mehr Studierende
Bafög bekommen und die Bafög-Sätze werden steigen, so
dass mehr Empfänger über die Kappungsgrenze kommen
werden. In den Berechnungen wurde eine Steigerung um 5
Prozentpunkte auf dann 70% beim Anteil der Bafög-Em-
pfänger oberhalb der kritischen Grenze unterstellt.
Die Ausfallwahrscheinlichkeit für Darlehen mit Bafög liegt
bei 25%, während für „ohne Bafög“ ein Wert von 10% an-
genommen wird. Der Wert bei „mit Bafög“ ist deutlich
höher, als der bei „ohne Bafög“ Empfängern, da zahlreiche
Bafög-Empfänger im Grenzbereich der Kappungsgrenze lie-
gen und damit einen Teil der Studienbeiträge erstattet be-
kommen werden.
Zur Abgeltung des Fondmanagements wurde ein Verwal-
tungskostenanteil von 0,05% pro Semester von den im je-
weiligen Semester vorhandenen Mitteln unterstellt.
Die Entwicklung der Studierendenzahlen wird als semester-
weise Prognose angegeben (siehe Abb. 2). Die Prognose,
der der Berechnung zugrunde liegenden Zahlen zur Ent-
wicklung der Studierendenzahl, erfolgte in Anlehnung an
eine Prognose des CHEs zur Entwicklung der Studienanfän-
gerzahl in NRW bis 2020 (vgl. Gabriel/von Stuckrad 2007,
S. 12f.) und eine Prognose der Kultusministerkonferenz zur
Entwicklung der Studierendenzahl in der Bundesrepublik
Deutschland bis 2020 (vgl. Kultusministerkonferenz 2005,
S. 29ff.).

(4,5 Jahre) und dem Übergang (2,5 Jahre) zur Auszahlung.
So lässt sich die siebenjährige Zeitspanne erklären.
Bei der Darstellung der Auszahlungen handelt es sich um
eine Vereinfachung. Ausfälle können nämlich auch zahlrei-
che Jahre nach der in der Modellierung unterstellten Zeit-
spanne auftreten und damit zu Ausfällen führen. Auf Grund
einer monatlichen Rückzahlungssumme zwischen 50 Euro,
100 Euro und 150 Euro kann es beispielhaft auch zu Teilaus-
fällen bei den letzten Raten kommen, falls der Darlehens-
nehmer wegen Krankheit, Arbeitslosigkeit o.ä. unter die ge-
setzlich definierte Grenze rutscht. Der überwiegende Teil
der Ausfälle wird aber wegen der Bafög bedingten Kap-
pungsgrenze eintreten und diese Ausfälle fallen mit der er-
sten Rückzahlungsaufforderung als Gesamtsumme an.
Neben dieser Begründung kann die Problematik auf Grund
eines verlängerten Auszahlungshorizonts auch wegen der
Wechselbeziehung von Habenzinsen und Darlehenszinsen
vernachlässigt werden. Spätere Ausfälle würden zwar einer-
seits höhere Auszahlungen durch höhere Zinsen bedeuten,
aber andererseits würden mehr als 72% dieser zusätzlichen
Kosten durch Habenzinsen wieder ausgeglichen. Da an
zahlreichen Stellen deutlich vorsichtiger gerechnet wurde
(Studienbeiträge von 500 Euro, etc.), ist diese Vereinfa-
chung vertretbar.

44..  GGrruunnddaannnnaahhmmeenn  uunndd  PPrrooggnnoosseenn
DDie schematische Darstellung enthält zahlreiche Größen,
die vorab festgelegt werden müssen:
Die Quote „befreite Studierende“ ergibt sich auf Grundlage
von Erfahrungswerten mehrerer Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen (10%).
Es wurde beim Studienbeitragssatz sowohl auf Einzahlungs-
als auch auf Auszahlungsseite von einem Wert von 500
Euro ausgegangen, auch wenn einige Hochschulen niedri-
gere Beträge nehmen. Durch den höheren Wert wird die
Berechnung aber nicht nur einfacher und übersichtlicher,
sondern die Berechnung erfolgt v.a. vorsichtiger. Niedrigere
Werte führen zu einer niedrigeren möglichen Belastung für
den Ausfallfond.
Der Habenzinssatz auf die liquiden Mittel liegt in den Be-
rechnungen bei marktüblichen 4,31% p.a. Addiert man zu
diesem die Konditionenmarge, die mit bankenüblichen
1,59% bemessen ist (es liegt kein Risiko für die NRW.Bank

Abbildung 2: Prognose zur Entwicklung der Studierendenzahl in NRW bis 2020
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men für die ungewissen Verbindlichkeiten im dreistelligen
Millionenbereich bei der NRW.Bank aufbauen. Diese Rück-
stellungen fließen zeitversetzt durch die Haftung für die
Ausfälle ab. Da die Auszahlungen von besonderer Bedeu-
tung für die Berechnung sind, zeigt Abbildung 5 die Aus-
zahlungsströme nochmal detailliert.
In der Standardberechnung gibt es keine Verwaltungskos-
tenpauschale als eine Unterart der Auszahlungen. Die Ver-
waltungskosten der NRW.Bank werden durch die Konditio-
nenmarge abgedeckt. Zu Kontrollzwecken wurde dieser
Posten eingeführt. Da die NRW.Bank keinen Gewinn er-
wirtschaften soll, müssen beide Wege zu der annähernd
gleichen Quote führen. Setzt man die Konditionenmarge
auf 0% und unterstellt man stattdessen eine marktübliche
Verwaltungskostenpauschale einer Bank zur Abwicklung
eines Kundenkontos für einen vergleichbaren Konsumen-
tenkredit (332 Euro pro Kunden), so ergeben sich ähnliche
Werte. Die Kontrolle bestätigt das Ergebnis für die Berech-
nung der Quote.

3.  Schritt:  Ermittlung  der  Quote
Die Quote wird durch eine Zielwertsuche bestimmt. Als
Zielwert dient der Bestand an liquiden Mitteln im letzten
Semester der Betrachtung (SS 2027). Die veränderbare
Variable ist dabei die Quote für den Ausfallfond. Der Wert
für die Quote ist die veränderbare Zelle, der Zielwert muss
5 Mio. Euro betragen. Diese Zielwertsuche in Excel führt
zu dem Ergebnis, dass eine Quote von 13,02% für den
Ausfallfond benötigt wird. Wählt man eine Quote von
13,02% für den Ausfallfond, dann ist bei einer Betrach-
tung bis zum Sommersemester 2020 der Ausfallfond na-
hezu ausgeglichen.

66..  KKrriittiisscchhee  DDiisskkuussssiioonn  ddeerr  EErrggeebbnniissssee  
uunndd  SSeennssiittiivviittäättssaannaallyyssee

113,02% als Quote für den Ausfallfond in NRW reichen aus,
um gemäß der getroffenen Prämissen alle Verpflichtungen
des Ausfallfonds gegenüber der NRW.Bank kurz-, mittel-
und langfristig gerecht werden zu können.

Erschwert wird diese Prognose durch die Verkürzung der
Schulzeit an Gymnasien auf 8 Jahre, da so im Jahre 2013
zwei Abiturjahrgänge auf die Hochschulen treffen. Die Um-
stellung auf Bachelor- und Master-Studiengänge dürfte dar-
über hinaus das Abschätzen der Entwicklung erschweren.

55..  AAnnwweenndduunngg  ddeerr  MMeetthhooddiikk  uunndd  
BBeessttiimmmmuunngg  ddeerr  QQuuoottee

DDie Berechnung des tatsächlichen Bedarfs (Quote Ausfall-
fond) erfolgt auf Basis der Untersuchungsmethodik anhand
von drei Berechnungsschritten:

1.  Schritt:  Bestimmen  der  Ausfälle
In einem ersten Schritt wird – ausgehend von den Grundan-
nahmen – die wahrscheinliche Anzahl an Ausfällen berech-
net (vgl. Abb. 3).
Die 2.021 Ausfälle, die im WS 2006/07 entstanden sind,
verteilen sich gemäß der Annahme. Die Zehntsemesterstu-
dierenden führen als Erste zu Auszahlungen für den Ausfall-
fond. Im Umkehrschluss heißt diese Verteilung aber auch,
dass 90% der Ausfälle aus dem WS 2006/07 ein Teil der
Ausfälle folgender Semester sind. Von den 20.886 Ausfällen
des SS 2007 sind demnach 1.819 Studierende, die auch be-
reits im WS 2006/07 ausgefallen sind.

2.  Schritt:  Berechnung  der  Zahlungsströme
Aufbauend auf den Ausfällen gilt es nun, die Auszahlungen
und die Einzahlungen gegenüber zu stellen. Besonders
berücksichtigt werden muss dabei die Verzinsung des Gut-
habens (Abb. 4). Bei den Einzahlungen wurden bis zum WS
2007/08 die tatsächlichen Einzahlungen unterstellt. 
Danach (vgl. den Knick) wurde auf Basis der beschriebenen
Formel gerechnet. Hier wurde die berechnete Quote ange-
setzt. Die Auszahlungen berechnen sich nach der beschrie-
benen Formel. Grundlage sind die in Schritt 1 ermittelten
Ausfälle. Die vorhandenen Mittel sowie der Mittelbestand
berechnen sich aus den Ein- und Auszahlungen sowie den
Habenzinsen. Die unterschiedlichen Zahlungszeitpunkte
führen dazu, dass sich zwischenzeitlich Rückstellungssum-

Abbildung 3: Ausfälle pro Semester bis zum SS 2020
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Es wurde zudem eine Reihe von Vereinfachungen gegenü-
ber der weitaus komplexeren realen Welt gewählt. Dieses
sind beispielhaft die kompakte Rückzahlungssumme oder
die Vernachlässigung der Zinseszinsen bei der Rückzah-
lungssumme.
Alles in allem aber wurde die Berechnung vorsichtig durch-
geführt. Gewährleistet wird dieses schwerpunktmäßig
durch den Studienbeitragssatz von 500 Euro, wodurch die
Bezugsgröße zur Berechnung der Zinsen höher wird. 
Es werden höhere Auszahlungen als tatsächlich nötig unter-
stellt. Die Berechnung der Quote erfolgte zudem auf Basis
zahlreicher Parameter, so dass im Folgenden exemplarisch
noch drei Sensitivitätsanalysen durchgeführt werden:

Eine wichtige Annahme ist die Berechnung bis zum Jahre
2020. Auch wenn es ein langfristiger Zeithorizont ist und
alle Berechnungen darüber hinaus spekulativen Charakter
hätten, kann die zeitliche Beschränkung das Ergebnis ver-
zerren. In den ersten Semestern wurden nämlich deutlich
mehr Geldmittel eingenommen, als dass Verpflichtungen
eingegangen wurden. Dieser Grundstock würde – im Falle
eines längeren Zeithorizonts – auf mehr Perioden verteilt
werden, so dass die Quote für den Ausfallfond leicht stei-
gen würde.
Außerdem ist insbesondere die Verteilung der Ausfälle nach
dem 10%-Schema kritisch zu betrachten, da diese Vertei-
lung und Entwicklung nicht durch statistische Zahlen be-
gründet werden kann. 

A.  Hoffjan  &  S.  Kentrup  Bedarfsberechnung  für  den  Ausfallfond  der  Studienbeitragsdarlehen  HM
Abbildung 4: Zahlungsströme im Zeitablauf (konkret)

Abbildung 5: Auszahlungen pro Semester bis zum Jahre 2027 
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Um die Folgen aufzuzeigen, wird ein Anstieg des
Zinssatzes auf 6,9% unter Berücksichtigung der
Inanspruchnahme der Stabilisierung des Zinssat-
zes berechnet. Als Vergleichsszenario dient Sze-
nario 2 (also ohne Gesetzesänderung). Die Konse-
quenz auf Basis der auch in Szenario 2 verwende-
ten Relation ist ein Anstieg der Quote auf

13,27%. Ein Zinsanstieg um einen Prozentpunkt würde
demnach einen Anstieg des Ausfallfonds um 0,33 Prozent-
punkte (13,27% vs. 12,94%) erforderlich machen. Die In-
anspruchnahme würde zu einem Anstieg der Quote führen
und eine Folge wäre, dass weniger Mittel des einbezahlten
Betrages an den Hochschulen zur Verbesserung der Stu-
dienbedingungen eingesetzt werden könnten. In der Be-
rechnung wurde angenommen, dass 15% mehr Darlehens-
anträge gestellt würden. Diese werden in der Betrachtung
aber allesamt als sicher eingestuft, so dass bei diesen ledig-
lich der Differenzbetrag zwischen den Zinsen getragen wer-
den muss.
Eine weitere Konsequenz wäre, dass diese Quersubven-
tionierung der Darlehen auch zu ordnungspolitischen
Konsequenzen führen wird. Während private Banken Kre-
dite zu marktüblichen Zinssätzen anbieten müssen, kann
die NRW.Bank durch den Ausfallfond quersubventionierte
Darlehen günstiger offerieren. Die privaten Anbieter
könnten aus dem Markt für Studienfinanzierung verdrängt
werden.

88..  FFaazziitt
DDer Ausfallfond in Nordrhein-Westfalen ist nicht nur ver-
fassungsrechtlich und politisch bedenklich, da die Allge-
meinheit der Studierender sowohl für Ausfälle einzelner
Studierenden, als auch für die soziale Politik der Landesre-
gierung aufkommen muss. Die Landesregierung erweitert
durch die Kappungsgrenze „indirekt“ die Bafög-Leistungen
und lässt dieses im Gegenzug von den Studierenden, die oft
selbst kaum den Studienbeitrag finanzieren können, bezah-
len. Der Ausfallfond ist aufbauend auf den Ergebnissen mit
dem gerade von 18% auf 14% reduzierten Satz noch etwas
zu hoch bemessen. Es wurden Ausfälle sowie die sich erge-
benden Zahlungsströme bis zum Jahre 2020 betrachtet und
auf Basis eines Excel-Tools eine Quote von 13% errechnet.
13% als Quote für den Ausfallfond würden unter Berück-
sichtigung der getroffenen Annahmen und der bisherigen
Entwicklung ausreichen. Die ausführliche Berechnung soll
darüber hinaus aber v.a. die Transparenz des Ausfallfonds
fördern.
Die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen würden damit
pro Studierendem 10 Euro p.a. mehr zur Verfügung haben
(für eine Hochschule mit 500 Euro Studienbeitragssatz).
Dieses Geld könnte dann zur Verbesserung der Lehre sowie
der Studienbedingungen eingesetzt werden.
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1.  Änderung  des  Zinssatzes
Eine Steigerung des Darlehenszinssatzes um einen Prozent-
punkt auf 6,9% führt zu mehrdeutigen Ergebnissen. Die
Mehrdeutigkeit entsteht durch die Zusammensetzung des
Darlehenszinssatzes:
Die Summe aus Refinanzierungszinssatz und Konditionen-
marge beträgt in jedem Fall 6,9%. Steigt wie in Szenario 1
dargestellt nur die Konditionenmarge, so steigt der Bedarf
und somit die Quote deutlich an. Grund dieser Entwicklung
wäre, dass die Habenzinsen unverändert blieben, während
der NRW.Bank die Erhöhung vollständig zu Gute kommen
würde. Szenario 3 stellt den Gegenpol dar. Ein Anstieg, der
sich vollständig durch einen Anstieg des Refinanzierungs-
zinssatzes erklärt, würde ein Absenken der Quote bedeu-
ten. Beide Szenarien stellen dabei Extreme dar. Szenario 2
ist das eigentliche realistische Szenario. Der Anteil des An-
stiegs erfolgt proportional zur bisherigen Relation. Die
Konsequenz einer Steigerung des Darlehenszinssatzes um
einen Prozentpunkt führt zu einem Absenken der Quote
um 0,08 Prozentpunkte.

2.  Änderung  des  Anteils  der  Darlehensnehmer
Eine Steigerung des Anteils der Darlehensnehmer um einen
Prozentpunkt führt zu einem Anstieg der Quote auf
13,71%. Dies entspricht einer Steigerung um 0,69 Prozent-
punkte. Unterstellt man einen Anteil der Darlehensnehmer
von 25%, dann würde eine Quote von 16,37% benötigt.

3.  Änderung  des  Anteils  der  Bafög-EEmpfänger  oberhalb  der
kritischen  Grenze
Eine Steigerung des Anteils der Bafög-Empfänger, die ober-
halb der kritischen Grenze liegen, von einem Prozentpunkt
auf 66% führt zu einem Anstieg der Quote um 0,15 Pro-
zentpunkte bzw. auf 13,17%.
Der Anteil der Darlehensnehmer ist der Wert mit der abso-
lut betrachtet höchsten Sensitivität und dieser ist daher
von besonderer Bedeutung.

77..  AAuusswwiirrkkuunnggeenn  ddeerr  GGeesseettzzeessäännddeerruunngg
NNach Maßgabe des § 17 Abs. 1 Satz 2 StBAG NRW ist der
Ausfallfond berechtigt, „Zahlungen auf die Zinsschuld der
Darlehensnehmerin oder des Darlehensnehmers mit befrei-
ender Wirkung für diese vorzunehmen“. Diese Erweite-
rung, die Mitte März 2008 gesetzlich verankert wurde, er-
möglicht der NRW.Bank, die Zinsen für das Darlehen durch
Mittel des Ausfallfonds zu subventionieren. Zwar haben
Darlehensnehmer hierdurch stabile Zinsen, aber es müssten
alle Studierenden ihre Kommilitonen, die ein Darlehen in
Anspruch nehmen, subventionieren. Zudem würden Pro-
dukte privater Anbieter – bei einem Anstieg der Zinsen – in
ihrer Existenz bedroht. Während private Anbieter sich nach
Marktpreisen refinanzieren müssten, würde die NRW.Bank
Differenzen durch den Ausfallfond erstattet bekommen.

Studiengebühren HM

Tabelle 1: Drei Szenarien zu den Auswirkungen einer Zinssatzsteigerung
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Projektveranstaltungen bieten mehr als andere Veranstaltungsformen die Chance, über den Wissenserwerb hinaus die
Studierenden zahlreiche handlungsbezogene Kernkompetenzen erwerben zu lassen. Die TU Darmstadt hat solche Ver-
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Der Band bietet Anregungen zur Realisierung solcher Konzepte in der eigenen Lehre und kann als Argumentations- und
Modellbasis in Studienreformdebatten dienen.
Besonders interessant für alle Lehrenden der Sozialwissenschaften, Studiendekane, Projektmanager/innen in Modellver-
suchen und Studienreformprojekten, Mitglieder von Studien- und Curriculumkommissionen, Evaluations- und Akkredi-
tierungsagenturen sowie professionelle Hochschuldidaktiker.

ISBN 3-937026-01-0, Bielefeld 2003, 98 Seiten, 14.00 Euro

ISBN 3-937026-00-2, Bielefeld 2003, 
142 Seiten, 18.70 Euro

RR
eeiihhee  HH

oocchhsscchhuullww
eesseenn::  WW

iisssseennsscchhaafftt  uunndd  PPrraaxxiiss

Wim  Görts  (Hg.):
Projektveranstaltungen  in  Mathematik,  
Informatik  und  Ingenieurwissenschaften

Der vorliegende Band bietet mit 11 Veranstaltungskon-
zepten/mustern einen Überblick über Projektveranstal-
tungen in Mathematik, Informatik und Ingenieurwissen-
schaften. Diese Fächer kennen Projektveranstaltungen
i.d.R. nur im Hauptstudium. Solche Veranstaltungen bie-
ten mehr als andere Veranstaltungsformen die Chance,
über den Wissenserwerb hinaus die Studierenen zahlrei-
che handlungsbezogene Kernkompetenzen erwerben zu
lassen. Die TU Darmstadt hat solche Veranstaltungen
mittlerweile in vielen Fachrichtungen erfolgreich einge-
führt. Der Band bietet Anregungen zur Realisierung sol-
cher Konzepte in der eigenen Lehre und kann als Argu-
mentations- und Modellbasis in Studienreformdebatten
dienen.
Besonders interessant für alle Lehrenden der Mathematik,
Informatik und Ingenieurwissenschaften, Studiendekane,
Projektmanager/innen in Modellversuchen und Studien-
reformprojekten, Mitglieder von Studien- und Curricu-
lumkommissionen, Evaluations- und Akkreditierungs-
agenturen sowie professionellen Hochschuldidaktikern. 
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dabei zwei politische Hauptziele im Vordergrund: zum
einen das Erreichen einer möglichst hohen Akademiker-
quote in einem Altersjahrgang; zum anderen die gewünsch-
te Verschlankung der staatlichen Hochschulen durch Profil-
bildung und dadurch implizit die Beseitigung von Ineffi-
zienzen. Die Verantwortlichen in der Hochschulpolitik ver-
knüpfen mit Auswahlverfahren den Wunsch nach der Ver-
wirklichung derart verschiedener Ziele wie der Qualitätssi-
cherung und -verbesserung beim Hochschulzugang, der
Stärkung von Wettbewerbselementen im Hochschulwesen
und der quantitativen Steuerung des Hochschulzugangs,
vor allem jedoch dem Herstellen einer größeren Passung
zwischen Studierenden und Hochschul- oder Fächerprofilen
(Wissenschaftsrat 2004, S. 6ff; Heine et al. 2006, S. 1, 8f.).
Passfähigkeit wird verstanden als „optimierte Zuordnung
von zwei Profilen und die Erhöhung der Wahrscheinlichkeit
für den Studienerfolg“ (Heine et al. 2006, S. 10) und löst
den Begriff ‚Studierfähigkeit’ ab. Das Ziel der Passfähigkeit
verfolgen indes auch die Hochschulen aus eigener Motiva-
tion. Für die FH Nordakademie waren beispielsweise die
Unzufriedenheit mit der für private Hochschulen hohen Ab-
brecherquote von 8% und die mit mehr als acht Semestern
lange Studiendauer ausschlaggebend für die Einführung
eines Auswahlverfahrens (Meier 2001, S. 249).
Das fundamentale Ziel der Institution und des Individuums
deckt sich: Sowohl die Hochschule als auch die Bewerber
möchten gemeinsam das Gut ‚Ausbildung der Studieren-
den’ erstellen. Allerdings sind die weiteren Ziele der aus-
wählenden (privaten) Hochschule und die Ziele der Bewer-
ber nicht immer komplementär. Obwohl Passfähigkeit auch
das Ziel des Bewerbers ist, der im Falle einer Fehlentschei-
dung die Konsequenzen (Studienabbruch/-wechsel, Hoch-
schulwechsel, lange Studienzeiten) zu tragen hat, treten
während der Auswahl Zielkonflikte auf. Dem Hauptziel der
Hochschule, nämlich qualifizierte und in die Hochschulge-

Seit  der  Reform  des  Hochschulzugangs  im  Jahr  2004  dürfen
auch  staatliche  Hochschulen  ihre  Studierenden  auswählen.
In  Zeiten  wachsenden  Wettbewerbsdrucks  sollten  sie  dies
nicht  als  zusätzlichen,  kosten-  und  zeitaufwändigen  Ver-
waltungsvorgang  betrachten,  sondern  als  eine  von  den
Hochschulmanagern  der  obersten  Ebene  zu  steuernde  Her-
ausforderung.  Die  langjährigen  Erfahrungen  der  privaten
Hochschulen11 können  ihnen  als  Anhaltspunkte  für  weiter-
führende  Überlegungen  dienen.  Die  Hochschulmanage-
mentforschung  interessieren  besonders  die  konkreten  Ein-
satzmöglichkeiten  der  verschiedenen  Auswahlverfahren
und  die  Gegenüberstellung  der  spezifischen  Kosten  und
Nutzen.  
In  die  vorliegende  Betrachtung  fließen  Sekundärdaten  über
die  zum  Einsatz  kommenden  Auswahlverfahren  an  deut-
schen  staatlichen  und  privaten  Hochschulen  ein  (Heine  et
al.  2006).  Zudem  werden  Gestaltungsempfehlungen  für
den  Gesamtprozess  gegeben  –  beginnend  bei  der  Profilbil-
dung,  über  das  Marketing  für  einen  Studiengang  bis  hin  zur
Immatrikulation  der  Wunschkandidaten.  Stärker  als  bisher
sollte  dabei  beachtet  werden,  dass  es  sich  um  eine  mehr-
stufige,  gegenseitige  Auswahl  von  Hochschule  und  Bewer-
ber  handelt.

11..  SSttuuddiieerreennddeennaauusswwaahhll  aallss  
MMaannaaggeemmeennttaauuffggaabbee

DDie Literatur verwendet für Kunden von Dienstleistungsun-
ternehmen oftmals die Bezeichnung ‚Mitarbeiter auf Zeit’
bzw. ‚partial employees’ (Kelley/Donnelly/Skinner 1990, S.
316).2 Da die Studierenden für die Zeit des Studiums Mit-
glieder der Hochschule sind (§ 36 HRG Absatz 1, Satz 1)
und die Hochschule mit ihnen gemeinsam das Gut ‚Hoch-
schulbildung’ produziert, kann man sie als eine besondere
Art Mitarbeiter verstehen. Es ergeben sich Parallelen zur
Personalauswahl in Unternehmen: Ebenso wie diese immer
wieder geeignetes Personal suchen, auswählen und einstel-
len, müssen (oder dürfen) Hochschulen mindestens einmal
im Jahr aus den eingegangenen Bewerbungen die passen-
den Studierenden aussuchen und zulassen.
Die Thematik der Studienplatzvergabe berührt die gesell-
schaftliche, die institutionelle und die individuelle Ebene.
Aus der gesellschaftlichen Perspektive betrachtet, stehen

AAnnddrreeaa  SSppeerrlliicchh

Managementaufgabe  Studierendenauswahl  –  
Private  Hochschulen  als  Pioniere

Andrea Sperlich

1 Als private Hochschule i.e.S. soll eine als Hochschule anerkannte Instituti-
on verstanden werden, die von einer oder mehreren privaten natürlichen
oder juristischen Person(en) getragen wird und sich überwiegend aus pri-
vaten Mitteln finanziert. Betrachtet werden sollen nur private Hochschule
i.e.S., nicht aber formelle Privatisierungen (Organisationsprivatisierung)
wie die Stiftungshochschulen des niedersächsischen Modells, Public Priva-
te Partnerships und Ausgliederungen staatlicher Hochschulen.

2 Ausführlicher zur Rolle der Studierenden und zum Kundenbegriff: Sper-
lich/Spraul (2007).
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meinschaft passende Studierende zu finden, tritt das Ziel
der Bewerber gegenüber, einen bezüglich des Qualitätsni-
veaus und der Mitstudierenden ansprechenden Studien-
platz zu finden. Dabei sucht die Hochschule einen mög-
lichst gut vorgebildeten Studierenden, wohingegen die Stu-
dierenden von der Hochschule die Schließung der Lücke
zwischen Hochschulreife und tatsächlicher Studierfähigkeit
wünschen. Zu denken ist z.B. an von der Hochschule ange-
botene Brückenkurse, die die Studierenden auf einen ähnli-
chen Wissensstand bringen. Hinsichtlich der Konkurrenzsi-
tuation liegt es im Interesse der Hochschule, möglichst
viele Bewerber anzuziehen, da sie davon sowohl direkt als
auch indirekt profitiert: Sie schöpft aus einem größeren
Pool mit einer höheren Wahrscheinlichkeit mehr gute Be-
werber; zudem steigt ihr Ansehen, weil es schwieriger wird,
einen ihrer Studienplätze zu erhalten (sogen. Signalling/
Brockhoff 2003, S. 17). An diesem Reputationseffekt parti-
zipiert auch der Bewerber im Fall der Zulassung. Nichtsde-
stoweniger wünscht er sich geringe Bewerberzahlen, um
seine individuellen Chancen zu erhöhen. Allerdings muss
der zusätzliche Aufwand für die Hochschule beachtet wer-
den. Die Grenze ist erreicht, wenn die Zahl der Bewerbun-
gen nicht mehr ohne Qualitätsverluste handhabbar ist und
keinen zusätzlichen Nutzen bringt. So genannte Self-Ass-
sessments können helfen, ungeeignete Interessenten pas-
sendenderen Studiengängen zuzuleiten oder gänzlich von
der Bewerbung abzuhalten (TU9 2008). Das Vermeiden un-
gerechtfertigter Annahmeentscheidungen (false positives)
findet aus der Sicht des Bewerbers im Vermeiden unge-
rechtfertigter Ablehnungsentscheidungen (false negatives)
seine Entsprechung. Während es der Hochschule darum
gehen muss, möglichst wenige solche Bewerber zu Unrecht
zuzulassen, die sich im Laufe des Studiums als nicht erfolg-
reich herausstellen, ist dem Bewerber daran gelegen, dass
die Zahl der Ablehnungen von später erfolgreichen Studie-
renden, minimal ist – er könnte sich unter ihnen befinden.
Aus Informationsasymmetrien resultiert, was als das „Pro-
blem der Wahrheitssuche“ bezeichnet werden könnte. Im
Laufe des Auswahlverfahrens versucht die Hochschule die
Wahrheit über die Eigenschaften und Absichten des Bewer-
bers zu erfahren und gleichzeitig die Studienbedingungen
zu beschönigen (etwa bezüglich der Betreuungsintensität).
Der Bewerber hingegen ist bemüht, die Wahrheit über die
Studienbedingungen zu erfahren und gleichzeitig seine ei-
genen Schwächen zu verschleiern.
Unabhängig von der Richtigkeit der Entscheidung muss der
Bewerber im Auswahlverfahren die Kosten der Anreise zu
der/den in Frage kommenden Hochschulen und gegebe-
nenfalls die Kosten für Unterkunft und Verpflegungsmehr-
aufwand tragen. Hinzu kommt in manchen Fällen die An-
schaffung adäquater Kleidung für die Gespräche. Zusätzlich
entstehen während Vorbereitung, Anreise und Testabsol-
vieren Opportunitätskosten, da den Kandidaten in dieser
Zeit eventuell Einkommen entgeht. Der Nutzen im Durch-
laufen eines Auswahlverfahrens liegt für die Bewerber ei-
nerseits in der Reduktion von Unsicherheit, da er einen er-
sten persönlichen Eindruck von der Hochschule erhält. An-
dererseits minimiert es die Wahrscheinlichkeit falscher Ent-
scheidungen, die wiederum Kosten generieren. Zu denken
ist hierbei an Kosten für einen Fach- oder Hochschulwech-
sel oder Studienabbruch. Nicht zuletzt fungiert ein Aus-

wahlverfahren auch als eine Art Selbst-Test, der dem Be-
werber dessen Stärken und Schwächen offen legt und ihn
für ähnliche Situationen trainiert.
An der Hochschule fallen zuerst Kosten für die Entwicklung,
später für die Anpassung und Aktualisierung des Testverfah-
rens an. Bei eigener Durchführung müssen vor der Umset-
zung die betreffenden Mitarbeiter geschult werden,
während des Tests bildet das Personal für Vorbereitung,
Auswahlverfahren und die Auswahl an sich den relevanten
Kostenblock, dazu Räume und Infrastruktur. Auch hier
kommen Opportunitätskosten zum Tragen: in der für das
Auswahlverfahren aufgewendeten Zeit hätten die Beteilig-
ten andere Leistungen erbringen können. Der Nutzen lässt
sich in dem Schlagwort „Höhere Erfolgswahrscheinlichkeit“
und allen daraus abgeleiteten Effekten zusammenfassen.
Aus dem Gesagten resultiert, dass dieser für beide Seiten
durch strategisches Entscheidungsverhalten geprägte Pro-
zess nicht nur in der Verantwortung einer Einzeldisziplin
liegen sollte, sondern eine umfassende Steuerung verlangt.
Weder die Verwaltung noch das Wissenschaftsrecht oder
die Psychologie können allein die Ziele der Hochschule hin-
sichtlich des Auswahlprozesses festlegen und in der Folge
umsetzen. Es bedarf eines ganzheitlichen Ansatzes, der die
Disziplinen zusammenführt und frühzeitig Weichenstellun-
gen vorgibt, die sich an den Zielen der Hochschule einer-
seits und an den Bedürfnissen der Bewerber andererseits
orientieren. Die Managementaufgabe Studierendenaus-
wahl umfasst daher zusätzlich zu den genannten Bereichen
das Marketing und die Evaluation.

22..    PPrriivvaattee  HHoocchhsscchhuulleenn  aallss  PPiioonniieerree
PPrivate Hochschulen bekommen oftmals eine Innovations-
funktion zugesprochen, und auch für die Auswahl von Stu-
dierenden gilt: „Freie Träger von Bildungseinrichtungen
haben seit langem in der bildungspolitischen Landschaft
Akzente setzen können: Sie konnten Modelle erproben und
Initiativen ergreifen, wie sie im öffentlichen Bildungswesen
so leicht nicht möglich gewesen wären“ (Spiegel 1987, S.
10). Dass sie die Möglichkeit haben, ihre eigenen Zulas-
sungsverfahren zu entwickeln und zu praktizieren, kommt
„dem Studium, der Lehre und der Forschung zugute“
(Kappler 1994, S. 269).
Die potentiellen Studierenden entscheiden, an welchen
und wie vielen Hochschulen sie ihre Unterlagen einreichen
möchten, um ihre Chancen auf einen Studienplatz zu maxi-
mieren und gleichzeitig die Kosten so gering wie möglich zu
halten. Etliche Faktoren spielen eine Rolle. Neben der
(wahrgenommenen) Qualität der Hochschule beeinflussen
auch und vor allem hochschulfremde Kriterien die Wahl,
wie die Nähe zum Wohnort oder persönliche Kontakte an
der Hochschule (Spraul 2007, S. 267). Bislang ungeklärt ist,
an welcher Stelle des Entscheidungsprozesses zwischen
dem Studium an einer staatlichen oder an einer privaten
Hochschule abgewogen wird. Es mag Fälle geben, in denen
der Bewerber unbedingt an einer privaten Hochschule stu-
dieren möchte (beispielsweise aufgrund der besseren wahr-
genommenen Qualität durch kleine Studiengruppen, inten-
siven Kontakt mit den Lehrenden und Praxisnähe), oder in
denen er ein bestimmtes Fach studieren möchte, das nur
oder besonders ansprechend an einer Privathochschule an-
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sondere Bedeutung zukommt. Das Verfahren soll möglichst
zuverlässig die geeigneten, voraussichtlich erfolgreichen
von den ungeeigneten Bewerbern trennen.4 Aufschluss
über die zusätzliche Aussagekraft eines weiteren Auswahl-
instruments (also zum Beispiel des Einsatzes von Auswahl-
gesprächen neben der Verwendung von Abiturnoten) gibt
die inkrementelle Validität. Die Frage nach der Reliabilität
betrifft vor allem die Entwicklungsphase von Tests und
meint insbesondere die interne Konsistenz, die Überein-
stimmung mit Parallelformen und Wiederholungsreliabi-
lität. Die Objektivität in Durchführung, Auswertung und In-
terpretation soll gewährleisten, dass verschiedene Personen
möglichst zur gleichen Beurteilung des Bewerbers kommen,
was durch eine weitgehende Standardisierung erreicht wer-
den kann. Neben diesen klassischen Gütekriterien diagno-
stischer Verfahren sollten weiterhin berücksichtigt werden:
die Vereinbarkeit mit den rechtlichen Vorgaben, Transpa-
renz, Fairness, geringe Verfälschbarkeit, geringe Trainierbar-
keit, Akzeptanz, „Gerichtsfestigkeit“ sowie Ökonomie und
Handhabbarkeit (Trost 2005, S. 138).
Die Typologie von Heine et al., die auf dem Einsatz der ver-
schiedenen Verfahrensbestandteile beruht, trennt zwischen
Allgemeiner Studierfähigkeit (A), Spezifischer Studierfähig-
keit (B), Persönlichkeit und Motivation (C), Wartezeit (D)
und Personalen Kriterien (E). Die zwölf teilnehmenden Pri-
vathochschulen nutzen ausnahmslos aus mindestens zwei
Teilen zusammengesetzte Verfahren, die Auskünfte über
Persönlichkeit und Motivation (C) durch eine weitere Kom-
ponente ergänzen (zumeist A oder B, dabei oft Gesamt-
oder Fachnoten). In die Kategorie (C) fallen Persönlichkeit-
stests, Interviews/Auswahlgespräche, Motivations-/Be-
gründungsschreiben, Referenzschreiben, außerfachliches
Engagement und Lebenslauf/Bewerbung (Heine et al. 2006,
S. 42). Da die Studie in ihrer zweiten Phase nur ausgewähl-
te Hochschulen befragt hat, lassen sich die Aussagen nicht
auf die Gesamtheit der privaten Hochschulen übertragen.
Unterschiede zu staatlichen Hochschulen sind jedoch be-
reits feststellbar, wenn man die insgesamt präferierten Ty-
penkombinationen betrachtet: Die bei den Privathochschu-
len überhaupt nicht vertretenen Zusammenstellungen AD,
AB, A und B machen kumuliert 85,3% der angewendeten
Verfahren aus (Heine et al. 2006, S. 43).
Die Verfahren der Rubrik C zeichnen sich zumeist durch
einen großen persönlichen Spielraum bei der Bewertung
aus. Die befragten privaten Hochschulen setzen also in

geboten wird. Ebenfalls denkbar ist jedoch eine Ausweich-
entscheidung: Wurde der Bewerber an staatlichen Hoch-
schulen abgelehnt, nimmt er die Studiengebühren einer
privaten Hochschule in Kauf, um kein Studienjahr zu verlie-
ren, und wechselt nach Möglichkeit in einem höheren Se-
mester an eine staatliche Hochschule.
Für die Studienplatzvergabe führt dies zu mehreren Szenari-
en. Zusätzlich zur Selektion (a) kann es je nach Attraktivität
der Hochschule zu der Situation kommen, dass der einzige
zur Verfügung stehende Bewerber ungeachtet seiner Pas-
sung – solange die formellen Kriterien erfüllt sind – für
einen Studienplatz akzeptiert wird (b), oder dass (c) dieser
Bewerber abgelehnt wird und somit der Studienplatz frei
bleibt (private Hochschulen sind nicht an das Kapazitäts-
ausschöpfungsgebot gebunden).

Eine von der Verfasserin im Sommersemester 2006 durch-
geführte Befragung der privaten Hochschulen belegt diese
Annahmen. Von 45 teilnehmenden Hochschulen machten
30 Angaben zu Auslastung und Bewerberzahlen.3
13 private Hochschulen (bei 18 verwertbaren Antworten auf
diese Frage) waren in mindestens einem Jahr des abgefrag-
ten Zeitraums rein rechnerisch unterbelegt (sie fanden also
zu wenig passende Studierende – sei es, weil sie Bewerber
ablehnten, sei es, weil sich nicht genügend Interessenten
bewarben), während 13 Hochschulen (hier: 14 verwertbare
Antworten) mehr Bewerber als Studienplätze anzogen und
demnach auswählen konnten. Eine Hochschule entschied
sich, trotz Bewerberüberhang nicht alle zur Verfügung ste-
henden Plätze zu belegen. Drei der befragten Hochschulen
haben offensichtlich die Zahl der verfügbaren Studienplätze
nach oben korrigiert, weil es mehr passende Bewerber gab
als ursprünglich kalkulierte Plätze. Die Universität Witten-
Herdecke etwa legt im Vorfeld keine bestimmte Anzahl auf-
zunehmender Kandidaten fest, sondern entscheidet in einer
„willkürfreien Ermessensentscheidung“ (Universität Witten-
Herdecke 2008 und Schily 1996, S. 217).
Die von (privaten) Hochschulen eingesetzten Verfahren zur
Studierendenauswahl sollten generell gewissen Anforde-
rungen genügen, wobei der prognostischen Validität be-

Abbildung 1:  Typische Formen der Zuordnung von Bewer-
bern (B) und Studienplätzen (S)

Quelle:  Eigene Darstellung in Erweiterung von Schuler/
Höft (2004, S. 329)

3 Allerdings handelte es sich hierbei vielmals nur um Angaben für wenige
Jahre oder um Teilantworten zu Unterfragen, die dann nicht wie ge-
wünscht verrechnet werden konnten, da entweder die Angaben für den
Zähler oder den Nenner fehlten. Ein Grund für diese Verweigerungshal-
tung könnte sein, dass die abgefragten Zahlen überhaupt nicht oder nicht
passend aufbereitet an den Hochschulen vorliegen, oder dass sie nur für
den internen Gebrauch bestimmt sind. 

4 Ausschlaggebend ist dabei, wie das Konstrukt „Studienerfolg“ operationa-
lisiert wird. Die Gleichsetzung mit einer kurzen Studiendauer und einer
guten Abschlussnote reicht nicht aus. Ebenfalls einfließen müsste die um-
feldbezogene Leistung (citizenship behavior). Die aufgabenbezogene Leis-
tung (task performance) ist eher durch kognitive Merkmale vorhersagbar,
die umfeldbezogene durch nicht-kognitive Persönlichkeitsmerkmale. Da
Analysen der Prognosevalidität zumeist die genannten aufgabenbezoge-
nen Indikatoren des Studienerfolgs verwenden, betreffen ihre Aussagen
streng genommen nur eine Hälfte des zu messenden Phänomens (Hell
2006, S. 2). Die Ausgestaltung der nicht-kognitiven Testverfahren erfährt
jedoch ebenfalls Kritik (zusammenfassend: Thomas/Kuncel/Credé 2007, S.
635ff.).
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der eigentlichen Studierendenauswahl kennzeichnen sich
durch Objektivität bei der Vorauswahl einerseits und – im
Fall der privaten Hochschulen – durch gewollte Subjekti-
vität bei der endgültigen Auswahl andererseits. Der Erfolg
zeigt sich im letzten Schritt, der Einschreibung: Je höher die
Quote derer, die ihren Studienplatz annehmen, desto bes-
ser ist dies für die Hochschule. Diese Einschreibequote
muss in der Evaluation berücksichtigt werden. Im Sinne der
Qualitätssicherung ist zu fragen, wie hoch die Kosten und
Nutzen für das Abweichen von einer Zufallsauswahl waren.
Das bedeutet zum einen, dass ein ausreichend hoher Pro-
zentsatz der von der Hochschule ausgewählten Bewerber
sich auch tatsächlich für den Studienantritt an dieser Hoch-
schule entscheiden sollte; zum anderen, dass zu gegebener
Zeit (etwa nach Abschluss des ersten Studienabschnitts) die
Studienabbruchquote und die Leistungen, aber auch nicht-
kognitive Veränderungen (wie die persönliche Entwicklung)
ausgewertet bzw. reflektiert werden sollten. In einer Rück-
koppelungsschleife führt dies im Optimalfall zu einer Ver-
besserung des Verfahrens in den Folgejahren. Aber auch
Anpassungen des Angebots sollten in Betracht gezogen
werden. In einem speziellen Sinn kann Passfähigkeit nicht
nur als Passung der Charakteristika von Studierenden und
Hochschule, sondern auch von Studierenden und dem An-
gebotsprofil der Hochschule aufgefasst werden. Angespro-
chen sind hiermit beispielsweise Orientierungsstudiengän-
ge für Unentschlossene.
Zusammenfassend bleibt zu empfehlen, dass die Hochschu-
len die Marketing- und die Bewerbungsphase stärker be-
achten sowie den Umfang ihrer Marketingaktivitäten er-
höhen sollten. Dies gilt für private und staatliche Hoch-
schulen gleichermaßen. Denkbar ist auch ein direkterer An-
satz bei der Bewerbersuche: Durch eine gezieltere Anspra-
che interessanter Bewerber als bisher - sei es über Empfeh-
lungen von Studierenden oder Maßnahmen an Schulen -
ließe sich die Passfähigkeit zudem steigern. Nicht zuletzt
muss zu verschiedenen Zeitpunkten die Wahlentscheidung
der Bewerber berücksichtigt werden. Erstens bildet mögli-
cherweise eine bewusst frühe oder späte Frist die Chance,
Interessenten zur Bewerbung zu ermuntern. Zweitens blei-
ben derzeit Gelegenheiten ungenutzt, den Einschreibungs-
prozess zu beeinflussen, z.B. durch Nachfassaktionen.
Es ist anzuraten, dass die Hochschulmanagementforschung
auf der individuellen Ebene, der Studienwahlentscheidung
der einzelnen Studierenden, ansetzen sollte, um Erkennt-
nisse für die institutionelle und die gesellschaftliche Ebene
zu gewinnen. In den kommenden Jahren wird sich zeigen,
wie Studierendenauswahlverfahren den Prozess der Stu-
dienwahlentscheidung und in der Folge das Studierverhal-
ten beeinflussen und welche Konsequenzen das Hoch-
schulmanagement daraus ziehen muss.
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hohem Maße von Subjektivität geprägte Methoden ein. Es-
says, Motivations- und Begründungsschreiben etwa haben
nur eine mäßige diagnostische Qualität und erfordern zu-
gleich einen hohen Auswertungsaufwand. Sie können je-
doch als Vorstufe für persönliche Gespräche dienen und so
die Authentizität sicherstellen. Bemerkenswert ist das In-
strument „Auswahlgespräche“. Obwohl es eine geringe
prognostische Gültigkeit aufweist und zu den aufwändige-
ren Verfahren zählt, erfährt es eine hohe Akzeptanz aller
Beteiligten (Heine et al. 2006, S. 25 f. und Hell/Schuler
2005, S. 6). Auswahlgespräche erfüllen Funktionen, die an-
dere Verfahren nicht leisten können. So ermöglichen sie es
der Hochschule, sich ein ganzheitliches Bild des Bewerbers
zu machen (Trost 2005, S. 139). Denkbar ist auch, dass ein
Gespräch die Wahrscheinlichkeit des Studienabbruchs
senkt sowie eine stärkere Bindung und gegenseitige Wert-
schätzung schafft.
Diese gewollte Subjektivität zeigt sich an der Universität
Witten-Herdecke, wie bereits erwähnt, in einer „willkür-
freie Ermessensentscheidungen“. Auch an der Zeppelin
University praktiziert man „wahrscheinlich eines der sub-
jektivsten Verfahren in der deutschen Bildungslandschaft“
(Zeppelin University 2008). Ihre Auswahlkommission setzt
sich stets neu zusammen, es gibt keinen Kriterienkatalog.
Es ist bezeichnend, dass in der Studie von Heine et al. die
einzigen beiden Hochschulen, die keine transparente Ge-
wichtung der Einzelelemente vornehmen und nach dem
Gesamteindruck entscheiden, privater Natur sind (Heine et
al. 2006, S. 51).
Es bestätigt sich außerdem, dass die privaten Hochschulen
auf größere Erfahrungswerte bei der Studierendenauswahl
zurückgreifen können. Von den zwölf antwortenden Privat-
hochschulen setzten neun spätestens ab dem dritten Jahr
ihres Bestehens Auswahlverfahren ein, davon vier direkt im
ersten Jahr. Die Privathochschulen haben demnach ihren
größeren Spielraum auch tatsächlich genutzt. Die für die
Zukunft geplanten Auswahlverfahren aller Hochschulen
weisen zudem in die Richtung der von ihnen verwendeten
Verfahren: Der Typ AC soll künftig statt bei 1,1% der Hoch-
schulen bei 9,5% Anwendung finden und beinhaltet damit
genau das Element, das die privaten Hochschulen bevorzu-
gen (Heine et al. 2006, S. 43).

33..  GGaannzzhheeiittlliicchheerr  AAnnssaattzz  eeiinneess  
SSttuuddiieerreennddeennaauusswwaahhllvveerrffaahhrreennss

AArnhold und Hachmeister schlagen eine vierteilige Unter-
gliederung des Studierendenauswahlprozesses vor: Rah-
menbedingungen klären, Ziele setzen, Instrumente aus-
wählen und Entscheidungsregeln festlegen (Arnhold/Hach-
meister 2004, S. 5ff.). Diese Schritte sind in einen größeren
Zusammenhang einzubetten und um die Sicht des Bewer-
bers zu ergänzen.
Vor den eigentlichen Auswahlverfahren stehen die Marke-
ting- und die Bewerbungsphase, in denen die Hochschule
mit gezielter Information versucht, das Interesse möglichst
vieler geeigneter Kandidaten zu wecken und diese zum Ein-
reichen ihrer Unterlagen zu bewegen. Gleichzeitig zielt sie
darauf, ungeeignete Bewerber durch Selbst-Selektion „ab-
zuschrecken“. Dies gelingt durch eine hohe Transparenz be-
züglich der zukünftigen Anforderungen. Die Kernphasen
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der Organisations- und Personalentwicklung gewinnen an
Bedeutung, immer häufiger werden externe Berater und Ex-
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In dem Band „Coaching und Beratung an Hochschulen“
werden Erfahrungen mit verschiedenen Projekten der Per-
sonalentwicklung beschrieben. Berater, Personalentwickler
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• die Einführung von Mitarbeitergesprächen
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rungen der Organisation Hochschule an Personalentwick-
lung deutlich: Nur wenn die bestehende Kultur, der Wis-
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werden, wird Unterstützung angenommen und kann Bera-
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Das Thema „Anreizsysteme“ avanciert durch die Einführung
neuer Steuerungsinstrumente und intensivierten Wettbe-
werbs in Wissenschaftsorganisationen zu einem wichtigen
Thema des Wissenschaftsmanagements an Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Rekrutie-
rung, Leistungseinschätzung und langfristige Bindung von
wissenschaftlichem Personal haben Eingang in die Agenda
der Hochschulverantwortlichen gefunden.
Zugleich wird die Gestaltung von Anreizsystemen im Wis-
senschaftssystem kontrovers diskutiert. Befürworter sehen
hierin einen notwendigen Weg, um die auch in der Wissen-
schaft begrenzten finanziellen Ressourcen möglichst effi-
zient einzusetzen. Dagegen sehen Kritiker in Anreizsyste-
men den letztlich untauglichen Versuch, die wissenschaftli-
che Rationalität betriebswirtschaftlichem Kalkül unterzu-
ordnen. Dieser Diskussion und ihren vielfältigen Facetten
widmete sich die Fachtagung „Anreizsysteme in Hochschu-
len und außeruniversitären Forschungseinrichtungen“, die
– organisiert vom Stiftungslehrstuhl für Wissenschaftsorga-
nisation, Hochschul- und Wissenschaftsmanagement und
vom Zentrum für Wissenschaftsmanagement – am 15. und
16. April 2008 an der Deutschen Hochschule für Verwal-
tungswissenschaften Speyer ca. 50 Teilnehmer aus Wissen-
schaft und Praxis miteinander ins Gespräch brachte.
Unter Berücksichtigung der Besonderheiten der wissen-
schaftlichen Tätigkeit und der Organisation von Wissen-
schaftseinrichtungen wurden in den Vorträgen sehr unter-
schiedliche Dimensionen von Anreizstrukturen und -mit-
teln ausgeleuchtet. Ein besonderes Augenmerk lag dabei
auf der Erörterung des besonders in Hochschulen und For-
schungseinrichtungen oft ambivalenten Verhältnisses von
monetären und nicht- monetären sowie extrinsischen und
intrinsischen Anreiz- und Motivationsstrukturen.
Diesbezüglich zeichneten sich die gehaltenen Vorträge
auch durch eine Heterogenität der Zugänge aus: So wur-
den neben Beiträgen aus der Forschung zu Fragen der An-
reizsteuerung (Dr. Stefan Süß, Prof. Dr. Elke Wild und Dr.
Thorben Schubert) auch Praxisbeispiele aus Hochschulen
(Klaus Eisold, TH Karlsruhe; Prof. Dr. Hans Seidler, TU
Darmstadt; Beatrix Grasschopf; Uni Wien; Jörg Kehl, Uni
Zürich) und reinen Forschungseinrichtungen (Wolfgang
Foit, DFG), aber auch aus der Wirtschaft (Dr. Jochen Ru-
dolph, BASF) gegeben.
Dr. Stefan Süß von der Fernuniversität in Hagen eröffnete
die Vorträge mit einer Einführung in die allgemeinen
Grundlagen der Anreizgestaltung aus wirtschaftswissen-
schaftlicher Sicht. Aufgrund der Besonderheit der Organi-
sation Hochschule zeigte er die Grenzen mikro-ökonomi-
scher Ansätze der Anreizgestaltung auf. So argumentierte
Süß unter anderem, dass das Menschenbild der auf „Pay-
for-Performance“ beruhenden mikroökonomischen Theori-
en nicht auf den zumeist intrinsisch motivierten Forscher
und Lehrer zutrifft. Zudem ist aufgrund der schwierigen Be-
urteilung wissenschaftlicher Leistungen eine objektivierba-
re Vertragsgestaltung zwischen Prinzipal und Agent (Wis-
senschaftseinrichtung-Wissenschaftler) äußerst schwierig.
Die hohe Bedeutung von nicht-monetären, intrinsischen

Anreizen auf der Basis einer langfristig konzipierten Perso-
nalentwicklung für Wissenschaftler wurde von Klaus Eisold,
Hauptabteilungsleiter Personal und Soziales der TU Karlsru-
he hervorgehoben. Hierzu gehört neben Wiedereinsteiger-
Konzepten und Mentoring-Projekten eine systematische
Qualifizierung.
Die systematische Umsetzung von Anreizen für Wissen-
schaftler in der privatwirtschaftlichen Forschungspraxis
erörterte Dr. Jochen Rudolph von der BASF in Ludwigsha-
fen. Dabei hob Dr. Rudolph vor allem die Rolle von  Mitar-
beitergesprächen als einem zentralen Führungsinstrument
hervor, die bei der BASF Grundlage für einen zwischen un-
terschiedlichen Leistungsbereichen differenzierenden
Bonus sind. Zudem können in Mitarbeitergesprächen ge-
zielt Entwicklungs- und Qualifizierungsbedarfe ermittelt
und geklärt werden.
Prof. Dr. Hans Seidler, Kanzler a.D. der TU Darmstadt,  be-
zeichnete die „akademische Freiheit“ als einen ausschlagge-
benden Wettbewerbsvorteil, welcher auch im Kontext der
Deregulierung und zunehmenden Organisationsautonomie
im Hochschulbereich als wichtigstes Anreizinstrument der
Wissenschaft nicht in Frage gestellt werden dürfte. Den
großen Handlungsspielraum von Wissenschaftlern als zen-
trale Säule intrinsischer Motivation hob auch Wolfgang
Foit, Gruppenleiter Personal, Recht und Organisation bei
der DFG, in seinen Betrachtungen unterschiedlicher Moti-
vationstheorien im Hinblick auf die wissenschaftliche Praxis
hervor. Unter Rekurs auf das Emmy Noether Programm der
DFG erläuterte Voit, dass ein Zusammenspiel von motivier-
ten Personen und einem motivierenden organisatorischen
Umfeld an Hochschulen und reinen Forschungseinrichtun-
gen sowie interpersonale Förderung und Betreuung für er-
folgreiche Wissenschaft von Nöten sei.
Dass Universitäten neben einem exzellenten akademischen
Umfeld auch nicht direkt mit Forschung- und Lehre in Ver-
bindung stehende Anreize wie Dual Career Advices, Fami-
lienförderung sowie Hilfestellung bei Umzügen und Ansied-
lungen benötigen, um hervorragend qualifizierte Personen
für die Besetzung von Professuren gewinnen zu können,
wurde in den Vorträgen von Mag. Beatrix Graschopf von
der Universität Wien sowie von Jörg Kehl, Leiter der Abtei-
lung Professoren in der Personalabteilung der Universität
Zürich, betont. Dabei wurde deutlich, dass ein solches um-
fassendes Verständnis der Rekrutierung von Wissenschaft-
lern in der Praxis vor allem auch auf der Institutionalisie-
rung einer systematischen Berufungsbetreuung beruht.
Fragen der Auswirkungen von organisatorischen und mo-
netären Anreizmechanismen auf die Performanz von Wis-
senschaft behandelten die Vorträge von Prof. Dr. Elke
Wildt, Universität Bielefeld, sowie von Dr. Thorben Schu-
bert vom Fraunhofer-Institut für System- und Innovations-
forschung in Karlsruhe. Wildt argumentierte, dass eine
wahrgenommene Übereinstimmung bzw. Vereinbarkeit von
persönlichen und organisatorischen Zielen die Leistungsbe-
reitschaft und -fähigkeit von wissenschaftlichen Mitarbei-
tern deutlich steigere. Auf der Basis von Experteninterviews
konstatierte Wildt, dass vor allem die Qualität der Ver-

Anreizsysteme  in  Hochschulen  und  außeruniversitären  Forschungseinrichtungen
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handlungen und Implacement-Maßnahmen für neu berufe-
ne Wissenschaftler eine zentrale Rolle spielen. Aus einer
Makro-Perspektive beleuchtete Schubert die Wirksamkeit
der neuen Governance-Mechanismen auf verschiedene Ou-
tputdimensionen (Drittmittel/Publikationen/Transfer/
Nachwuchsförderung) von Wissenschaft. Er betonte, dass
Indikatorensysteme durchaus über Anreizwirkungen verfü-
gen, diese allerdings positive wie negative Auswirkungen
auf die Funktionsbalance der Wissenschaftseinrichtung
haben können. So könne bspw. eine Fokussierung auf For-
schungsindikatoren ein Engagement der Professoren in der
Nachwuchsförderung und in der Grundlagenforschung be-
hindern, weswegen Interdependenzbeziehungen zwischen
allen Spielarten wissenschaftlicher Tätigkeit in indikatorge-
stützten Anreizsystemen Berücksichtigung finden müssten.
In der abschließenden Podiumsdiskussion wurden die poli-
tischen Implikationen von Anreizsystemen durch die Disku-
tanten RD Dr. Ingo Böhringer (BMBF), Brigitte Göbbels-
Dreyling (HRK), Dr. Michael Hartmer (DHV) und Prof. Dr.

Holger Mühlenkamp (DHV Speyer) näher ausgeleuchtet. 
Die Auswertung der Tagungsergebnisse zeigte, dass es bis-
lang keine gesicherten und verallgemeinerbaren Erkennt-
nisse zur Wirksamkeit von Anreizsystemen im Hochschul-
und Wissenschaftsbereich gibt. Jedoch ist zweierlei festzu-
halten: Erstens wurde deutlich, dass diese Anreize, sollten
sie sinnvoll sein, den Besonderheiten der wissenschaftli-
chen Tätigkeit Rechnung tragen müssen. Zweitens sind An-
reizsysteme ein multidimensionales Konstrukt. Auch wenn
monetäre Anreize eine wichtige Rolle spielen, so wäre es
verkürzt, sie hierauf zu beschränken. Andere, nicht-mo-
netäre Dimensionen, wie das wissenschaftliche Umfeld, das
Arbeitsklima sowie das ganze nicht-berufsbezogene Umfeld
sollten als relevante Dimensionen stärker wahrgenommen
werden.

Albrecht Blümel & Katharina Kloke

• Mitwirkung der Studierenden an der Verwendung der
Einnahmen aus Studiengebühren,

• erstmalige Anwendung der neugefassten Gebührenrege-
lung zum Wintersemester 2008/09,

• Anwendung der neu geordneten Exmatrikulationsrege-
lung rückwirkend zum Sommersemester 2008.

Die Studiengebühren sind zeitgleich mit der Immatrikula-
tion oder mit der Rückmeldung fällig. Dies macht das Ver-
waltungsverfahren einfacher und transparenter. Die Studie-
renden erhalten mindestens einmal im Jahr eine Übersicht
über die aktuelle Summe ihrer aufgelaufenden Studienge-
bühren-Forderungen.

Hintergrund
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 26.
Januar 2005 u.a. festgestellt, dass eine bundeseinheitliche
Regelung für die Erhebung von Studiengebühren nicht er-
forderlich sei, sondern dass die Bundesländer eigenständi-
ge, unterschiedliche Regelungen treffen können. Neben
Hamburg haben Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen und das Saarland Stu-
diengebühren eingeführt. Während in den anderen Län-
dern der Regelsatz für allgemeine Studiengebühren 500
Euro beträgt, wird Hamburg die Gebührenhöhe entspre-
chend dem vorliegenden Gesetzentwurf um 25% auf 375
Euro vermindern. Die anderen Länder bieten gebührenpf-
lichtigen Studierenden eine Finanzierungsmöglichkeit der
Studiengebühren durch unterschiedliche landeseigene
Darlehensangebote an, die mit Zinskosten in einem Rah-
men von derzeit 5,50 bis 6,48% einhergehen. Hamburg
wird seinen Studierenden künftig hingegen eine zinsfreie
Stundung der Gebührenforderung anbieten. 

Quelle: http://www.bildungsspiegel.de/aktuelles/hamburg-
studiengebuehren-gesenkt.html?Itemid=262, 18.06.2008

Der neue schwarz-grüne Senat der Hansestadt hat be-
schlossen, für die Hamburger Hochschulen die Studienge-
bühren zu senken. 
Der Betrag pro Semester wird damit von 500 auf 375 Euro
reduziert und den Studierenden während des Studiums
zinsfrei gestundet. Den Gegenwert der gestundeten Ge-
bühren überweist die Hamburgische Wohnungsbaukredit-
anstalt, die mit der Abwicklung der neuen Regelung be-
traut wird, an die Hochschulen.
Die Bezahlung der gestundeten Gebühren erfolgt erst nach
Beendigung des Studiums, wenn die Einkünfte 30.000 Euro
brutto im Jahr übersteigen. Die aus der Gesetzesänderung
resultierenden Kosten werden von der Stadt Hamburg
übernommen.
Neu gefasst wird auch die Exmatrikulationsregelung, hier
wird den Hochschulen eine größere Flexibilität eingeräumt.
Festgehalten wird aber an dem Grundsatz, dass die Exma-
trikulation die letzte Konsequenz aus der Weigerung ist, die
Zahlungspflicht der Studiengebühr anzuerkennen.
Der Gesetzentwurf ist durch folgende Eckpunkte gekenn-
zeichnet:
• einheitliche Studiengebühr von 375 Euro pro Semester

für alle staatlichen Hamburger Hochschulen, 
• Neuregelung der Befreiungs- bzw. Stundungstatbestän-

de,
• nachgelagerte Gebührenerhebung durch zinsfreie Ge-

bührenstundung (Regelfall),
• Übertragung der gestundeten Gebührenforderungen auf

die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt, die den
Gegenwert den Hochschulen zur Verfügung stellt,

• Übernahme der daraus resultierenden Kosten durch die
Stadt,

• dauerhafte Sicherung des den Hochschulen zur Verfü-
gung stehenden Finanzvolumens,

• Entscheidung zur Exmatrikulation im Ermessen der
Hochschulen,

Hamburg:  Studiengebühren  gesenkt
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Studienkredite  haben  sich  etabliert

Die Ergebnisse des CHE-Studienkredit-Tests 2008 zeigen, dass sich Studienkredite in
den letzten Jahren zu einer festen Größe der Studienfinanzierung entwickelt haben. In
Ergänzung der herkömmlichen Finanzquellen wie BAföG, Stipendium, Jobben und
Unterstützung durch die Eltern decken Studienkredite, -darlehen und Bildungsfonds
Lücken ab, die anders nicht zu schließen sind. Die höchst unterschiedlichen Durch-
schnittsummen der monatlichen Auszahlungen (zwischen 170 Euro und 800 Euro) zei-
gen, dass viele Studierende nur eine Zusatzfinanzierung benötigen und zu Recht nach
dem Prinzip „so viel wie nötig, so wenig wie möglich“ vorgehen.

Am stärksten nachgefragt werden die Studienbeitragsdarlehen der Länder. Allein in
Nordrhein-Westfalen nutzten im Jahr 2007 47.000 Studierende das Refinanzierungs-
angebot des Landes. Bei den bundesweiten Angeboten wurde der KfW-Studienkredit
mit 18.000 Vertragsabschlüssen am häufigsten in Anspruch genommen.

Erste Marktbereinigungen sind bereits zu beobachten, einige kleinere lokale Sparkas-
sen sowie Volks- und Raiffeisenbanken haben im letzten Jahr ihr Angebot mangels
Nachfrage eingestellt. Projektleiter Ulrich Müller: „Studierende bevorzugen offenkun-
dig staatsnahe Anbieter, doch manche Banken und Bildungsfonds bieten weitergehen-
de Möglichkeiten.“ Wer z.B. ein Studium im Ausland oder ein Zusatzstudium plant,
sollte sicherstellen, dass der Anbieter dies ermöglicht. „Entscheidend ist eben nicht
nur der Zinssatz“, so Müller. 

Dass sich gute Angebote durchsetzen, zeigt das Beispiel der Sparkasse Herford: Ob-
wohl dort abgesehen von einer Hochschule für Kirchenmusik kein eigener Hochschul-
standort in unmittelbarer Nähe vorhanden ist, kann die Sparkasse Herford auf fast 400
Vertragsabschlüsse seit 2005 verweisen. Dies verwundert nicht, da das Angebot 2008
als einziges bundesweit in allen fünf vom CHE bewerteten Kategorien die Spitzenbe-
wertung erhielt.

Der CHE-Studienkredit-Test 2008 wurde erneut in Kooperation mit der Financial
Times Deutschland erstellt. Er bietet konkrete Hilfestellung für die Entscheidung, ob
ein Kredit notwendig ist und wenn ja, welcher in Frage kommt. Er ist unter dem an-
gegebenen Link als Kurzübersicht und Langfassung kostenlos herunterzuladen.
Kernergebnisse wurden zuerst in der FTD vom 4. Juni 2008 veröffentlicht.

Quelle: http://www.che-concept.de/cms/?getObject=5&getName=Pressemitteilung+
vom+04.06.2008&getNewsID=816&getCB=2&getPM&getLang=de, 04.06.2008
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Droht  die  Aufwertung  der  Lehre  durch
Erhöhung  des  Lehrdeputats?
Interview mit Prof. Strohschneider

Hochschulentwicklung/-ppolitik

Kathrin Futter & Peter Tremp
Wie  wird  gute  Lehre  „angereizt“?
Über  die  Vergabe  von  Lehrpreisen
an  Universitäten

Gunter Dueck
Didaktik  für  Profs  und  
Mathetik  für  Studis!  

Hochschulforschung

Gerhard Reichmann
Welche  Kompetenzen  sollten  gute
Universitätslehrer  aus  der  Sicht  von
Studierenden  aufweisen?
Ergebnisse einer Conjointanalyse

Anregungen  für  die  Praxis/
Erfahrungsberichte

Simon Engels & 
Christian M. Hülsbusch
Vermitteln  und  Lernen  von  
chemischen  Inhalten
Hochschuldidaktische Veränderungen
im Rahmen der Veranstaltung 
„Chemisches Praktikum für Studieren-
de der Biologie und Medizin“

Wertschätzung  der  Zeitschrift  für  Beratung  und  Studium  (ZBS)
„Wenn  die  Qualität  der  Beiträge  gehalten  wird,  kommt  keine  qualitätsbewusste  Bera-

tungsstelle  um  die  Wahrnehmung  dieser  Publikation  herum  -  ein  Muss  für  Praktikerin-

nen  und  Ausbildner." Othmar Kürsteiner, Berufs- und Studienberatung Zürich, in seiner

Rezension der ZBS in PANORAMA, Die Fachzeitschrift für Berufsberatung, Berufsbil-

dung, Arbeitsmarkt, H. 2/07, S. 27.

„Das  Hochschulwesen”  

ist in Norwegen eine akkre-
ditierte und für Publikatio-
nen empfohlene Zeit-
schrift, in der die Autoren
Punkte sammeln können.
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VHM 2/2008

QiW  1/2008
Systemakkreditierung  und  
Qualitätsmanagement  an  Hochschulen

Qualitätsentwicklung,  -ppolitik

Sabine Fähndrich
Systemakkreditierung  an  der  
Johannes-GGutenberg-UUniversität
Mainz  -  Stand  des  Modellprojektes

Johann Janssen & Elke Sass
Strategisches  prozessorientiertes  Qua-
litätsmanagement  an  der  Hochschule
(Fuldaer  Modell)

Sandra Mittag & Hans-Dieter Daniel
Qualitätsmanagement  an  Hochschulen

Peer Pasternack & Michael Hölscher
Mehr  Quality  wagen
Internes  Qualitätsmanagement  an  
österreichischen  Fachhochschulen

Liebe  Leserinnen  und  Leser,
nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen. 
Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autor/in. 
Wenn das Konzept der „QiW” Sie anspricht - wovon wir natürlich überzeugt sind - dann freuen wir uns über Beiträge
von Ihnen in den ständigen Sparten: 
• Politik, Entwicklung und strukturelle Gestaltung von Leitungskonzepten für Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen
• Organisations- und Managementforschung
• Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte, aber ebenso Rezensionen und Tagungsberichte
Die Hinweise für Autorinnen und Autoren finden Sie unter: www.universitaetsverlagwebler.de

POE  1+2/2008  -  Nachwuchsförderung
P-OOE-GGespräche
Gespräch mit Martin Mehrtens 
über Personalentwicklung an Hochschulen

Die  PE-SSzenerie  im  Hochschulalltag
Wolff-Dietrich Webler
Möglichkeiten  der  Stärkung  der  
Personalentwicklung  an  Hochschulen

Personal-  und  Organisationsentwicklung/-
politik
Irina von Kempski
Möglichkeiten  und  Grenzen  der  Personal-
auswahl  mittels  Managementdiagnostik

Oliver Reis & Sylvia Ruschin 
Zur  Vereinbarkeit  von  Prüfungssystem  
und  Kompetenzorientierung
Teil 1: Prüfungsformat und Prüfungsformen

Arild Raaheim
Initial  Entry  Training  at  the  
University  of  Bergen,  Norway

Asko Karjalainen & Säde-Pirkko Nissilä
Designing  and  piloting  60  ects-ccredit  
Teacher  Education  Program  for  University
Teachers

Boris Schmidt
Wege  zwischen  Tradition  und  Bologna:  
Mitarbeitergespräch,  kollegiales  Netzwerk
und  persönliche  Beratung  als  Instrumente
zur  Promotionsunterstützung
Teil 1: Konzeptionelle Entwicklungen

Sally Brown
From  Educational  Development  
to  Strategic  Management  

Florica Marian & Helmut Ertel
Vom  Lernen  zur  Professionalisierung:  
EU-PProjekte  planen  und  an  Kongressen
teilnehmen

Fortsetzung
POE  1+2/2008  -  Nachwuchsförderung

Oliver Reis & Sylvia Ruschin 
Zur  Vereinbarkeit  von  Prüfungssystem  
und  Kompetenzorientierung
Teil 2: Rollenanforderungen

Anregungen  für  die  Praxis/
Erfahrungsberichte

Anne Brunner
Team  Games  –  Schlüsselkompetenzen  
spielend  üben.  Folge 5

ZBS  2/2008
Neue  Wege  zur  Kompetenzentwicklung

Beratungsentwicklung/-ppolitik

Gerhart Rott
ELGPN  –  Herausbildung  einer  
Europäischen  Beratungspolitik

Meike Wenzel
Studienberatung  und  Studienfachbera-
tung  an  Universitäten  –  wie  gut  kennen
Studienfachberater  die  Anforderungen
ihrer  Studiengänge?
Eine empirische Analyse an der
Ruhr-Universität Bochum 

Anregungen  aus  der  Praxis/
Erfahrungsberichte
Lars Fischer
Kompetenzanbahnung  in  ingenieurwis-
senschaftlichen  Bachelor-SStudiengängen

Jana Knott
Wie  lernen  Studierende  eigentlich  für  
Multiple-CChoice-KKlausuren?
Ergebnisse  einer  Studie  zum  lernstrate-
giebezogenen  Aufgabenverständnis  von
Multiple-CChoice-KKlausuren

Beate Schuhmann
SCHLUSS.PUNKT.
Studienabschlusscoaching  –  damit  das
Studium  nicht  zur  unendlichen  Ge-
schichte  wird.
Ein  spezifisches  Angebot  des  Studenten-
werks  Thüringen  für  Langzeitstudierende  

Rezension
FEDORA:  „Guidance  and  Counselling  in
Higher  Education  in  European  Union
Member  States“  (Karin Gavin-Kramer)



Helen  Knauf:  Tutorenhandbuch
Einführung  in  die  Tutorenarbeit

Das Tutorenhandbuch bietet eine grundlegende Einführung
in die Tutorenarbeit und kann als Ideenschatz für die Gestal-
tung von Tutorien und Workshops zur Tutorenqualifizierung
dienen. Einzelne Veranstaltungskonzepte laden zur Nachah-
mung ein; Erfahrungsberichte aus der Tutorenarbeit zeigen,
wie Tutorien an Hochschulen etabliert werden können.

Das Handbuch gibt in übersichtlicher Form Antworten u.a. zu
den Fragen:
Was ist Tutorenarbeit?
Wie kann erfolgreiche Tutorenarbeit geleistet werden?
Welche Methoden finden Anwendung?

Für jeden, der sich mit Tutorenarbeit beschäftigt, ist dieses
Buch ein unentbehrliches Arbeitsmittel.

ISBN 3-937026-34-7, Bielefeld 2007,
2. überarbeitete Auflage, 159 Seiten, 22.80 Euro

Bestellung - Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

R
eihe  M

otivierendes  Lehren  und  Lernen  
in  H

ochschulen:  Praxisanregungen
Karin  Reiber:

Forschendes  Lernen  in  schulpraktischen  Studien  -  Methodensammlung
Ein  Modell  für  personenbezogene  berufliche  Fachrichtungen

ISBN 3-937026-54-1, Bielefeld 2008, 
60 Seiten, 9.95 Euro

IIn kaum einem Zusammenhang wird das Theorie-Praxis-
Verhältnis so nachdrücklich postuliert wie für die Lehrer-
bildung. 
Da jedoch Praxisphasen während des Studiums nicht
zwangsläufig zum Aufbau berufswissenschaftlicher Kom-
petenzen beitragen, ist die enge Verzahnung von schul-
praktischen Studien mit den bildungswissenschaftlichen
Anteilen des Studiums erforderlich. 
Diese Methodensammlung ermöglicht einen forschenden
und reflexiven Zugang zur berufspädagogischen Bildungs-
praxis. 

Die hier versammelten Methoden erschließen Schul- und
Ausbildungswirklichkeit auf der Basis wissenschaftlicher
Leitfragen, die sich aus dem bildungswissenschaftlichen
Studium an der Hochschule ableiten. 
Auf der Basis dieser Methodensammlung können Studie-
rende personenorientierter beruflicher Fachrichtungen
schulpraktische Studien theoriegestützt als Praxisfor-
schung vorbereiten, durchführen und auswerten.

Bestellung - Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 
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